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Begriindung

Allgemeiner Teil

Ausgangslage und Zielsetzung/ Sinn und Zweck der Novellierung

Das Bundesarchivgesetz regelt den Umgang mit Archivgut des Bundes. Das Bun-
desarchiv hat bisher und auch kinftig den gesetzlichen Auftrag, das Archivgut des
Bundes auf Dauer zu sichern, nutzbar zu machen und wissenschaftlich zu verwerten.
Mit seiner dadurch begriindeten Eigenschaft als ,Gedachtnis unseres Staates” und als
identitatsstiftender Ort der historischen Meinungsbildung nimmt das Bundesarchiv die
Aufgaben eines Nationalarchivs wahr.

Die konstitutive Neufassung des Bundesarchivgesetzes, die das geltende Gesetz von
1988 ablosen soll, bezweckt, das geltende Bundesarchivrecht einigen grundlegenden
Neuerungen zu unterziehen, die vor allem auf eine erforderliche, Uber die bisherigen
Regelungen hinausgehende Anpassung an die Bedurfnisse der Informationsgesell-
schaft gerichtet sind. Dabei wird auch auf den Entwurf eines Bundesarchivgesetzes
zuruckgegriffen, der im Jahre 2007 von den Professoren Dr. Friedrich Schoch, Dr. Mi-
chael Kloepfer und Dr. Hansjurgen Garstka veroffentlicht worden ist. Mit den vollzoge-
nen Neuerungen wird eine Verbesserung der Nutzer- und Wissenschaftsfreundlichkeit
im Bundesarchiv erreicht und somit der entsprechenden Vorgabe aus dem aktuellen
Koalitionsvertrag (siehe dort Seite 92) Rechnung getragen.

Gleichzeitig (siehe dazu ebenfalls Seite 92 des aktuellen Koalitionsvertrags) muss das
Bundesarchiv in die Lage versetzt werden, den sich aus der E-Verwaltung ergebenden
Aufgaben und Anforderungen gerecht werden zu kénnen. Denn aufgrund des mit dem
Gesetz zur Férderung der elektronischen Verwaltung sowie zur Anderung weiterer
Vorschriften (E-Government-Gesetz, EGovG) manifestierten Wandels von der Papier-
akte zur elektronischen Akte muss die Zukunftsfahigkeit des Bundesarchivs in Bezug
auf die Archivierung bereits originar digitaler Daten gesichert werden. Die Bundesbe-
hérden stehen spatestens mit dem Inkrafttreten des EGovG im August 2013 ihrerseits
vor der Herausforderung, elektronische Akten zu fuhren, diese fir die Dauer der ge-
setzlichen Aufbewahrungsfristen rechtssicher zu speichern und die E-Akten fir die
ggf. dauerhafte Archivierung dem Bundesarchiv anbieten zu mussen. Anstatt hierauf
mit dem Aufbau personal- und kostenintensiver dezentraler Speicherkapazitaten in
jeder einzelnen Bundesbehorde (,Insellésungen®) zu reagieren, sollten nicht zuletzt
aus Grunden der Wirtschaftlichkeit bereits bestehende Kompetenzen gebindelt und
die Langzeitspeicherung zentral vom Bundesarchiv ubernommen werden.
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Mit dem Digitalen Zwischenarchiv des Bundes verbunden ist ein fir die Bundesverwal-
tung zentrales Informationssystem, das den Gesamtprozess der Verwaltung, Recher-
che, Speicherung und Aussonderung von nicht mehr unmittelbar im Zugriff bendtigten
digitalen Daten umfasst. Es tragt damit zu einer Konsolidierung der IT-Landschaft des
Bundes bei. Das Digitale Zwischenarchiv ist daher Bestandteil des IT-
Rahmenkonzepts Bund und des Programms ,Gemeinsame IT des Bundes® geworden.

Kernpunkte und Ziel des Gesetzentwurfs sind damit im Wesentlichen eine Verbesse-
rung der Nutzer- und Wissenschaftsfreundlichkeit, die Erhaltung der Arbeitsfahigkeit
des Bundesarchivs im sogenannten Digitalen Zeitalter und die Entlastung der Bun-
desbehdrden von IT-technischen Aufgaben bereits im Stadium der Zwischenarchivie-
rung.

Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Regelung der Archivierung und Nut-
zung von Unterlagen offentlicher Stellen des Bundes (Artikel 1 § 1 Nummer 3 Buch-
stabe a) folgt aus der ungeschriebenen Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus
der Natur der Sache.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Regelung der Archivierung und Nut-
zung von Unterlagen bleibenden Werts von anderen 6ffentlichen Stellen, nichtoffentli-
cher Einrichtungen und naturlicher Personen (Artikel 1 § 1 Nummer 3 Buchstabe f)
folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 13 des Grundgesetzes (GG) (Férderung der
wissenschaftlichen Forschung). Die Férderung umfasst auch planerische Malinah-
men. Zur Wahrung der Rechtseinheit ist Artikel 1 § 1 Nummer 3 Buchstabe f erforder-
lich im Sinne von Artikel 72 Absatz 2 GG. Denn waren die Lander fur die Archivierung
derartiger Unterlagen zustandig, wurde dies sehr wahrscheinlich zu einer bundesweit
uneinheitlichen Archivierungspraxis der Lander fiihren. Somit kénnten Zusammenhan-
ge, die sich aus besagten Unterlagen ergeben, in Zukunft nicht mehr fir das gesamte
Bundesgebiet verfolgt werden; es wiirde also bundesweit betrachtet zwangslaufig zu
Archivlicken kommen. Die wissenschaftliche Forschung wirde erheblich behindert,
wenn nicht in Teilen sogar unmoglich gemacht werden.

Erfillungsaufwand

1. Erfillungsaufwand fiir Blirgerinnen und Biirger

Mit der Regelung des Artikel 1 § 13 Absatz 4 Satz 3 wird mit der Erweiterung des Ad-
ressatenkreises betreffend das Recht auf Gegendarstellung (frher nur Erben, jetzt
Angehorige im Sinne von Artikel 1 § 1 Nummer 7) eine Vorgabe geandert (alt § 4 Ab-
satz 3 Satz 4). In diesem Bereich wird kein zu berucksichtigender Zuwachs erwartet.
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2. Erfillungsaufwand fir die Wirtschaft
Fir die Wirtschaft entsteht im Verhaltnis zur bisherigen Rechtslage kein neuer Erfll-
lungsaufwand.

3. Erfullungsaufwand fir die Verwaltung

Mit den neu eingeflhrten Regelungen der ## (Artikel 1 § ##) entsteht auf Bundesebe-
ne (beim Bundesarchiv) ein zusatzlicher Erflllungsaufwand in Héhe von ## Euro (jahr-
licher Sachaufwand: ## Euro, jahrlicher Personalaufwand: ## Euro) und ein einmaliger
Umstellungsaufwand in Héhe von ## Euro (einmaliger Sachaufwand: ## Euro, einma-
liger Personalaufwand: ## Euro).

3.1 Jahrlicher Erfullungsaufwand
##

3.2 Einmaliger Umstellungsaufwand
H##

Zu den einzelnen Vorschriften
Zu Artikel 1
Zu § 1 (Begriffsbestimmungen)

Die Regelung des § 1 Ubernimmt die in § 2 Absatz 1, 8 und 9, § 2a Absatz 2 und § 3
verstreuten Definitionen des bisherigen Bundesarchivgesetzes und fasst sie in einer

Vorschrift zusammen. Daneben werden in der Regelung weitere Begriffe zum Archiv-
recht bestimmt. Im Interesse der Rechtssicherheit wird damit der in der Vergangenheit
vielfach geaulerten Kritik — sowohl aus Verwaltungs- als auch aus Nutzerperspektive
— Rechnung getragen, und zwar zum einen an der uneinheitlichen Verwendung archiv-
fachlicher Terminologie im bisherigen Gesetzestext und zum anderen an dem Inter-
pretationsspielraum, der sich daraus ergab. Der Regelungsvorschlag konzentriert sich
auf diejenigen archivfachlichen Gesetzesbegriffe, die als Kernbegriffe des Archivver-
waltungsrechts bezeichnet werden konnen. Der Inhalt sonstiger archivrechtlicher Be-
griffe ist aus dem jeweiligen Regelungszusammenhang heraus zu ermitteln. Zusatzlich
werden auch die im Gesetz zur Sprache kommenden Personengruppen definiert, da
sich in diesem Punkt bislang zahlreiche Unsicherheiten in der archivfachlichen Verwal-
tungspraxis offenbart haben, so beispielsweise hinsichtlich der Frage, wer als Angehé-
rige oder Angehdriger von Betroffenen anzusehen ist.

Nummer 1
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Aus § 1 Nummer 1 ergibt sich, dass Unterlagen der in § 1 Nummer 3 genannten Stel-
len grundsatzlich erst dann — durch Umwidmung — zu Archivgut des Bundes werden,
wenn sie

erstens endgultig an das Bundesarchiv tbergeben worden sind — also keiner Aufbe-
wahrungsfrist mehr unterliegen — und

zweitens das Bundesarchiv eine positive Bewertungsentscheidung trifft.

Das Bundesarchiv ist im Rahmen dieses Umwidmungsakts nicht an eine feste Reihen-
folge gebunden; insbesondere ist es nicht gehindert, auch vor Ablauf der Aufbewah-
rungsfristen bereits eine Bewertungsentscheidung zu treffen. Abgeschlossen ist eine
Umwidmung zu Archivgut jedoch erst dann, wenn beide Voraussetzungen, namentlich
Bewertungsentscheidung und Ablauf der Aufbewahrungsfristen, erflllt sind. Archivgut
ist demnach durch die ganzlich unbefristete Ubernahme in das Bundesarchiv nach
Feststellung des bleibenden Wertes gekennzeichnet. Die vom Bundesarchiv Uber-
nommenen Unterlagen Privater unterliegen zwar keinen Aufbewahrungsfristen; eine
Bewertungsentscheidung hingegen findet auch hier statt.

Terminologisch ist strikt zwischen Aufbewahrungs- und Schutzfristen zu unterschei-
den. Nach der Definition in Anlage 5 Ziffer | Nummer 1 der Registraturrichtlinie flr das
Bearbeiten und Verwalten von Schriftgut in Bundesministerien (RegR) vom 11. Juli
2001 bezeichnet der Begriff ,Aufbewahrungsfrist den Zeitraum (in Jahren), in dem
das Schriftgut noch fir einen Bearbeitungsrickgriff bereitzuhalten ist. Dieser Zeitraum
ist nach § 19 Absatz 1 Satz 1 RegR nach Abschluss der Bearbeitung flr das Schriftgut
festzulegen. Bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist ist die abgebende Stelle verfu-
gungsberechtigt. Nach Ablauf der Frist entscheidet das Bundesarchiv im Benehmen
mit der abgebenden Stelle Uber die weitere Aufbewahrung.

Schutzfristen hingegen beziehen sich allein auf den Zugang zu bereits dauerhaft um-
gewidmetem, der Verfigungsgewalt der abgebenden Stellen nicht mehr unterliegen-
den Archivgut, der wahrend des Laufs dieser Fristen zum Schutz entgegenstehender
Belange ausgeschlossen sein soll.

Nummer 2

Da die Verfugungsbefugnis von noch nicht bewerteten Unterlagen im Zwischenarchiv,
die dem Bundesarchiv bereits durch Ablauf der Aufbewahrungsfrist angeboten und
dort bereits Ubernommen worden sind, von den Ausgangsbehérden bereits auf das
Bundesarchiv Ubergegangen ist, werden diese Unterlagen dem Archivgut im Sinne
von Nummer 1 faktisch gleichgestellt. Damit wird dem Nutzer oder der Nutzerin ein
Zugang auch zu diesen Unterlagen ermdglicht und diese nicht einem rechtsfreien
Raum uberlassen.

Nummer 3
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Die Regelung des § 1 Nummer 3 — im bisherigen Gesetz § 2 Absatz 8 — beschreibt
zunachst den zentralen archivrechtlichen Begriff der Unterlagen. Anders als die bis-
lang geltende Bestimmung des § 2 Absatz 8 wird im Gesetzestext selbst auf eine
exemplarische Aufzahlung einzelner Dokumente verzichtet, die unter diese Definition
fallen kdnnen. Stattdessen wurde eine sich an das Informationsfreiheitsgesetz (IFG -
dort § 2 Nummer 1 IFG) anlehnende, weite Begriffsbestimmung gewahlt, die geeignet
ist, ihren doppelten Sicherungsauftrag zu erflillen: Sie muss einerseits durch eine
moglichst llckenlose Aufzahlung vorhandener Dokumente das potentielle Archivgut
umfassend benennen und andererseits offen sein flr neue Informationstrager. Auf den
Informationstrager bzw. die Speicherungsform kommt es daher nicht an.

In diesem Sinne sind Unterlagen Aufzeichnungen jeder Art, die bei den in Nummer 3
genannten Stellen vorhanden oder in deren Eigentum Gbergegangen oder diesen zur
Nutzung Uberlassen worden sind. Erfasst sind sédmtliche Formen von Aufzeichnungen,
die bei einer Behdrde entstehen, insbesondere Schriften, Tabellen, Diagramme, Bil-
der, Plane, Karten sowie Bild- und Tonaufzeichnungen (bis hin zur Webseite und zur
gesprochenen Nachricht (Voicemail)). Sie kébnnen optisch (z. B. Filme, Fotos auf Pa-
pier), akustisch, elektronisch (z. B. Magnetbander, Magnetplatten, Disketten, CD-
ROMs, DVDs) oder anderweitig gespeichert sein. Dieser Unterlagenbegriff schlief3t
somit insbesondere auch elektronische Unterlagen mit ein, fir deren Umgang § 4 Ab-
satz 3 und § 7 Absatz 3 besondere Regelungen vorsehen.

Der Unterlagenbegriff des Bundesarchivgesetzes bezieht sich allerdings auch auf ak-
tenrelevante Entwlrfe und Notizen, da diese fur den Nachvollzug des Entscheidungs-
prozesses bendtigt werden.

Daneben enthédlt § 1 Nummer 3 eine abschlieRende Aufzahlung derjenigen abgabe-
pflichtigen Stellen, deren Unterlagen grundsatzlich als Archivgut in Betracht kommen
und vom Bundesarchiv als solches dauerhaft ibernommen werden. Diese Auflistung
findet sich weitgehend bereits im bislang geltenden Gesetz, dort allerdings an unter-
schiedlichen Stellen (§ 2 Absatz 1 und 8). Die Auflistung wurde im hiesigen Gesetz-
entwurf aus Grinden der Systematik und der besseren Verstandlichkeit nunmehr zu-
sammengefasst.

Buchstabe a bis ¢ und f

Zu diesen Stellen gehoéren zunachst die Verfassungsorgane, Behoérden und Gerichte
des Bundes, die bundesunmittelbaren Koérperschaften, Anstalten und Stiftungen des
offentlichen Rechts. Damit lehnt sich das Bundesarchivgesetz in seiner Eigenschaft
als bereichsspezifisches Datenschutzrecht an das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)
an, welches auch das Bundesverfassungsgericht, den Deutschen Bundestag und den

5
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Bundesrat zu den o6ffentlichen Stellen des Bundes zahlt (siehe § 2 Absatz 1 BDSG).
Ausgegrenzt sind lediglich privatrechtlich organisierte Einrichtungen.

Unternehmen, an denen die 6ffentliche Hand zusammen mit Privaten Anteile halt (sog.
gemischtwirtschaftliche Unternehmen) zahlen im Sinne des Bundesarchivgesetzes nur
dann zu den offentlichen Stellen des Bundes, wenn sie Aufgaben der o&ffentlichen
Verwaltung wahrnehmen und dem Bund die absolute Mehrheit der Anteile gehort oder
die absolute Mehrheit der Stimmen zusteht (siehe auch § 2 Absatz 3 Nummer 2
BDSG), z. B. die Deutsche Bahn AG oder die Deutsche Flugsicherung GmbH. Insbe-
sondere sind (materiell und funktional) privatisierte Einrichtungen wie die Deutsche
Post AG, die Deutsche Telekom AG und die Deutsche Postbank AG nicht mehr gene-
rell 6ffentliche Stellen des Bundes, sondern agieren nur dann noch auf o&ffentlich-
rechtlicher Ebene als Beliehene, sofern sie aufgrund spezieller verwaltungsrechtlicher
Regelungen, die ihnen einen &ffentlich-rechtlichen Sonderstatus verleihen, tatig wer-
den (z. B. § 33 des Postgesetzes (PostG)). Allerdings verkérpern die jeweiligen Auf-
sichts- und Regulierungsbehorden ,Behdrden des Bundes® und sind somit anbietungs-
und abgabepflichtig im Sinne von § 1 Nummer 3 und § 4 Absatz 1, wodurch eine Er-
fassung von Unterlagen auch der privatisierten Stellen gesichert ist.

Unter den Begriff der ,anderen &ffentlichen Stellen“ im Sinne von Nummer 3 Buchsta-
be f fallen samtliche weiteren 6ffentlichen Stellen auf3erhalb der Bundesverwaltung (z.
B. Kirchen). Der Begriff der ,nichtoffentlichen Einrichtungen® umfasst im Anwendungs-
bereich des Bundesarchivgesetzes samtliche privatrechtlich organisierten Personen-
vereinigungen, ungeachtet ihrer Rechtsfahigkeit. Die Sicherung und Verwahrung wert-
voller Unterlagen privater Herkunft mit gesamtstaatlicher Bedeutung (z. B. nachgelas-
sene Papiere von Personen der Zeitgeschichte) sind aus archivfachlicher Sicht be-
deutsam, um eine umfassende Dokumentation erméglichen zu kénnen. Die Ubernah-
me kann z. B. durch Kauf, Schenkung oder Vermachtnis erfolgen.

Die in Nummer 3 vorgenommene Aufzahlung samtlicher in Frage kommender Stellen,
von denen das Bundesarchiv Unterlagen ubernommen hat bzw. Ubernimmt, ist indes
strikt von der Frage der Abgabepflicht zu unterscheiden. Nicht alle Stellen, von denen
das Bundesarchiv Unterlagen als Archivgut Ubernimmt, sind zugleich zu einer ent-
sprechenden Anbietung verpflichtet. Anbietungspflichtig sind lediglich die in § 1 Num-
mer 1 Buchstabe a genannten 6ffentlichen Stellen des Bundes mit Ausnahme der ge-
setzgebenden Koérperschaften (siehe § 4 Absatz 3 Satz 2), nicht hingegen andere 6f-
fentliche Stellen, private Institutionen und natirliche Personen im Sinne von Nummer
1 Buchstabe f. In § 2 Absatz 3 wird klargestellt, dass eine Ubernahme von Unterlagen
dieser Stellen lediglich erfolgen kann, so dass eine entsprechende Anbietung von Un-
terlagen dem Ermessen dieser Stellen Uberlassen bleibt.
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Buchstabe d und e
§ 1 Nummer 1 Buchstabe d und e entspricht inhaltlich im Wesentlichen § 2 Absatz 9
im bislang geltenden Bundesarchivgesetz.

Nummer 4

Buchstabe a

§ 1 Nummer 4 Buchstabe a orientiert sich inhaltlich an § 3 des bisherigen Gesetzes,
ist jedoch systematisch als Begriffsbestimmung gestaltet. Im Gegensatz zu letzterem
berticksichtigt sie auRerdem, dass die Festlegung durch das Bundesarchiv eine ein-
zelfallbezogene Entscheidung verkdorpert. Die Regelung ist nicht abschlielend zu ver-
stehen, was der Zusatz ,insbesondere” verdeutlicht.

Buchstabe b

Als enge Ausnahme zu Satz 1 erweitert 1 Nummer 4 Buchstabe b im Wege der ge-
setzlichen Fiktion Unterlagen von bleibendem Wert um solche, die aufgrund von
Rechtsvorschriften oder Vereinbarungen dauerhaft aufbewahrt werden muissen (z. B.
Unterlagen aus dem Bereich der Statistik oder Unterlagen tUber die Zahlungen, Buch-
fuhrung und Rechnungslegung des Bundes). Die Regelung ermdglicht dem Bundesar-
chiv die Umwidmung der betreffenden Unterlagen zu Archivgut des Bundes, schlief3t
jedoch eine Kassation aus.

Nummer 5

Der Begriff der Entstehung von Unterlagen ist nicht nur im Zusammenhang mit dem
Zeitpunkt ihrer Anbietung (siehe insoweit auch § 4 Absatz 1), sondern auch bei der
Festlegung von Schutzfristen (siehe § 10 Absatz 1 und Absatz 2) von Relevanz. § 1
Nummer 5 fixiert den Zeitpunkt der Entstehung von Unterlagen auf den Zeitpunkt der
letzten inhaltlichen Bearbeitung in den in § 1 Nummer 3 Buchstabe a bis f genannten
Stellen vor der Abgabe an das Bundesarchiv. Maligebend ist die letzte inhaltlich sub-
stantielle Bearbeitung, die formal durch eine Verfigung mit Datumsangabe kenntlich
gemacht wird. Spatester Zeitpunkt ist das Ende des Jahres, zu dem eine Akte durch
eine ZdA-Verfigung geschlossen wurde.

Nummer 6

§ 1 Nummer 6 definiert, wer Betroffene oder Betroffener im Sinne des Bundesarchiv-
rechts ist. Diese Begriffsbestimmungen sind fir § 5 Absatz 2 Nummer 2 und fir §§ 10
bis 14 (Nutzung von Archivgut, Schutzfristen, Einschrankungs- und Versagungsgrin-
de) von besonderer Bedeutung und dienen der Klarstellung. Der in Anlehnung an das
BDSG gewahlte Terminus ,personenbezogene Daten” umfasst die gesamte Bandbrei-
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te von Informationen mit Bezug zu einer bestimmten Person, auch z. B. Abbildungen
auf Gruppenfotos.

Nummer 7

Die Legaldefinition der Angehérigen in § 1 Nummer 7 berlcksichtigt bisherige Unsi-
cherheiten in der Praxis, die sich im Umgang mit dem bislang geltenden Bundesar-
chivgesetz ergeben haben. Das bisherige Gesetz verwendet den Begriff der oder des
Angehdrigen nicht, obschon er in Fragen des Umgangs mit personenbezogenen Da-
ten, insbesondere bei der Gewahrung eines Zugangs flr die Nutzerin oder den Nutzer,
eine grolie Rolle spielt. Konkret zum Tragen kommt dies im Zusammenhang mit der
neu eingeflihrten Ausweitung des Auskunftsrechts auf Angehdrige in § 13 Absatz 2
und der gegenuber dem bisherigen Gesetz geanderten Formulierung des Gegendar-
stellungsrechts (Angehorige statt Erben) in § 13 Absatz 4. Da in diesem Zusammen-
hang die Entscheidung Uber den erweiterten Zugang zu u.U. hochsensiblen Informati-
onen ermdoglicht werden soll, ist eine Klarstellung wichtig — sowohl fir das Bundesar-
chiv als auch flr Betroffene selbst, die wissen missen, nach welchen MalRgaben mit
sie betreffendem Archivgut nach ihrem Tod verfahren wird.

In diesem Zusammenhang ist das Recht einer oder eines Betroffenen auf postmorta-
len Personlichkeitsschutz von zentraler Bedeutung, da der Zugang zu personenbezo-
genen Daten u. U. empfindliche Angaben betrifft, deren Offenbarung geeignet sein
kann, auch postmortal sozialbezogene Wirkungen zu entfalten. Die in § 1 Nummer 7
vorgesehene — im Vergleich zu anderen Definitionen des Angehdrigenbegriffs im gel-
tenden Recht — enge Begrenzung des betreffenden Personenkreises tragt dieser
Uberlegung Rechnung. Nur nahe Angehdrige sollen tber den Zugang zu Archivgut mit
personlichen Informationen Uber die betreffende Person sach- und interessengerecht
entscheiden kdonnen. Die Aufzahlung der in Nummer 7 genannten Angehdrigen ist ab-
schlieRend. Der Begriff ,Kinder‘ umfasst neben leiblichen Kindern auch Adoptivkinder.

Nummer 8
§ 1 Nummer 8 entspricht inhaltlich der Definition in § 7a Absatz 3 Satz 1 des bisheri-
gen Gesetzes.

Nummer 9
§ 1 Nummer 9 entspricht inhaltlich der Definition in § 7a Absatz 4 des bisherigen Ge-
setzes.

Nummer 10
§ 1 Nummer 10 entspricht inhaltlich der Definition in § 7a Absatz 3 Satz 2 des bisheri-
gen Gesetzes.
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Zu § 2 (Organisation und Aufgaben des Bundesarchivs)

Absatz 1

§ 2 Absatz 1 bestimmt die Rechtsform des Bundesarchivs. Die Bestimmung ist im
Verhaltnis zum bisherigen Gesetz neu, beschreibt inhaltlich jedoch die bereits vorhan-
denen Organisationsverhaltnisse.

Absatz 2

Satz 1

§ 2 Absatz 2 Satz 1 fasst inhaltlich im Wesentlichen die bisherigen §§ 1 und 3 zu-
sammen. Wegen ihrer Bedeutung als Voraussetzung flr den Zugang zu Archivgut des
Bundes werden die Aufgaben des Bundesarchivs an dieser Stelle noch einmal beson-
ders erwahnt. Bestandteil dieser Aufgaben ist seit jeher auch der Auftrag, Archivgut im
Rahmen der historisch-politischen Bildungsarbeit zuganglich zu machen, beispielswei-
se durch eine intensive Zusammenarbeit mit Schulen. Zu den wichtigsten eigenen
Veroffentlichungen des Bundesarchivs selbst gehdren insbesondere die ,Kabinettspro-
tokolle der Bundesregierung®.

Satz 2

Neben den in Satz 1 beschriebenen ,dienenden® Aufgaben gewahrleistet § 2 Absatz 2
Satz 2 die o6ffentliche Nutzung des Archivguts. Damit wird auch in diesem Zusammen-
hang der eigentliche Zweck des Bundesarchivs in der Gestalt eines Gewahrleistungs-
auftrags in der Informationsgesellschaft markiert. Die 6ffentliche Nutzung ist nicht auf
die historisch-wissenschaftliche Forschung beschrankt. Archivgut des Bundes kann
vielmehr fur alle Bereiche z. B. politischer Bildungsarbeit genutzt werden und steht
darlber hinaus jeder einzelnen Person offen. Die Nutzung erfolgt nach Maligabe des
Schutzes entgegenstehender privater und offentlicher Belange. |hr sachgerechter
Ausgleich mit dem geltend gemachten Nutzungsinteresse erfolgt im konkreten Fall
nach Maligabe des § 9.

Absatz 3

§ 2 Absatz 3 soll eine weitgehend liickenlose Erfassung des Archivguts im Lande er-
madglichen. In diesem Sinne erweitert das Gesetz die Sammlungsermachtigung des
Bundesarchivs auch in Bezug auf Unterlagen 6ffentlicher und privater Herkunft (z. B.
Unterlagen von Kirchen, politischen Parteien, Unternehmen, Verbanden und Vereinen
mit Uberregionaler Bedeutung, schriftiche Nachléasse bedeutender Personen sowie
publizistische Quellen). Da das ,Gedachtnis des Staates“ nicht nur durch amtliche Do-
kumente gepragt ist, sondern die Sozial-, Kultur- und Geistesgeschichte eines Landes
auch stark von Privatpersonen und den Aktivitaten nichtstaatlicher Organisationen be-
einflusst ist, die im 6ffentlichen Leben eine Rolle gespielt haben, kdnnen private Unter-
lagen fur das Bundesarchiv von Interesse sein. Die Ausgestaltung der Ermachtigung

9
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in § 2 Absatz 3 als ,kann“-Regelung verdeutlicht in diesem Zusammenhang, dass die
Mdglichkeit der Anbietung und Abgabe der betreffenden Unterlagen an das Bundesar-
chiv im Umkehrschluss auf freiwilliger Basis erfolgen. Anders als nach § 4 Absatz 1
besteht hier keine entsprechende Verpflichtung. Das Bundesarchiv kann solches Ar-
chivgut auch kauflich erwerben.

Absatz 4
Satz 1
§ 2 Absatz 4 Satz 1 entspricht im Wesentlichen § 2 Absatz 10 im bisherigen Recht.

Satz 2

§ 2 Absatz 4 Satz 2 kommt in der archivfachlichen Verwaltungspraxis besondere Be-
deutung zu. Sie reagiert auf die Herausforderungen der elektronischen Aktenflihrung
und starkt im Rahmen der archivrechtlichen Moglichkeit die Beratungskompetenz des
Bundesarchivs. Dessen Beratung und Unterstltzung ist bereits bei der Einflihrung
(und ebenso bei der wesentlichen Anderung) informationstechnischer oder elektroni-
scher Systeme zur Aktenverwaltung vorgesehen. Damit wird dem Umstand Rechnung
getragen, dass bereits der Systementscheidung weichenstellende Bedeutung flr die
spatere Archivierung bzw. Aussonderung von Unterlagen zukommt. Der beratenden
und unterstitzenden Kompetenz des Bundesarchivs steht daher eine Unterrichtungs-
pflicht der abgebenden Stelle gegenuber. Auch zur Sicherung der Informationsstruktur
und Informationsqualitat ist die friihzeitige Beteiligung des Bundesarchivs notwendig.
Aulerdem werden durch die frihzeitige Einbindung spatere Mehrkosten der anbie-
tungspflichtigen Stellen, zum Beispiel durch die nachtragliche Entwicklung von Aus-
sonderungschnittstellen vermieden.

Absatz 5

§ 2 Absatz 5 entspricht § 7 im bislang geltenden Bundesarchivgesetz. Auf Grundlage
dieser Regelung sind dem Bundesarchiv in der Vergangenheit verschiedene Aufgaben
durch Kabinettbeschluss Ubertragen worden. So wurde beispielsweise gemaly Kabi-
nettbeschluss vom 16. September 2009 (umgesetzt in § 9 der geltenden Verschluss-
sachenanweisung des Bundes) im Geschéaftsbereich des Beauftragten der Bundesre-
gierung fur Kultur und Medien eine Datenbank errichtet, die vom Bundesarchiv betrie-
ben wird.

Ahnlich hat das Bundesarchiv im Jahre 2004 zusammen mit der Stiftung ,Erinnerung,
Verantwortung und Zukunft* im Auftrag der Bundesregierung eine Liste der ca.
600.000 judischen Einwohner erstellt, die zwischen 1933 und 1945 im Deutschen
Reich (in den Grenzen von 1937) ansassig waren und wegen ihrer judischen Ab-
stammung oder ihres judischen Glaubens vom NS-Staat verfolgt wurden oder sich
verfolgt fuhlten. Im Jahre 2008 ubernahm das Bundesarchiv die Erganzung und Erwei-
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terung der ,Liste der judischen Einwohner im Deutschen Reich 1933-1945“ (kurz: Re-
sidentenliste) in alleiniger Regie.

Zu § 3 (Stiftung der Parteien und Massenorganisationen der DDR)

§ 3 entspricht dem Grunde nach § 2a im bisherigen Bundesarchivgesetz, wurde je-
doch einigen Anpassungen und Neuerungen unterzogen. So ist beispielsweise der in
§ 2a Absatz 4 Satz 1 des bisherigen Gesetzes geregelte Hinweis, dass die Schutzfrist
von 30 Jahren auf die Bestande der Stiftung keine Anwendung findet, mit dem ganzli-
chen Wegfall dieser Schutzfrist obsolet geworden (siehe dazu auch die allgemeinen
Ausflhrungen zu § 9).

Absatz 1

Mit Errichtungserlass des Bundesministers des Innern Uber die Errichtung einer Stif-
tung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR vom 6. April 1992
(GMBI. S. 310) ist gemalR § 2a des bisherigen Bundesarchivgesetzes unter dem Na-
men ,Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR* im Bundesar-
chiv eine unselbstandige Stiftung des offentlichen Rechts errichtet worden. Diese
nichtrechtsfahige Stiftung verwaltet die Unterlagen im Sinne von § 1 Nummer 3 Buch-
stabe d und e und wird als bestgeeignete Rechtsform zur Wahrung der Eigentums-
rechte an den Unterlagen angesehen (BT-Drs. 12/1967, S. 6).

Absatz 2

Satz 1

§ 3 Absatz 2 Satz 1 greift die Aufgabenzuweisung der Stiftung aus § 2a Absatz 2 Satz
1 des bislang geltenden Bundesarchivgesetzes auf.

Satz 2

§ 3 Absatz 2 Satz 2 entspricht in der Sache § 2a Absatz 2 Satz 2 des bisherigen Ge-
setzes. Die Neufassung tragt der weiten Definition des Unterlagenbegriffs in § 1
Nummer 3 Buchstabe d und e Rechnung: Da Bibliotheksbestande nicht von dieser
Definition erfasst sind, sind sie — wie im bisherigen Bundesarchivgesetz — gesondert
aufgeflhrt.

Satz 3

Uber den in Satz 3 vorgenommenen Verweis auf § 2 Absatz 2 soll zum Ausdruck ge-
bracht werden, dass die Stiftung im Ergebnis die gleichen Aufgaben zu erflllen hat,
welche das Bundesarchiv im Ubrigen wahrnimmt. Neben den in Absatz 2 Satz 1 um-
schriebenen Aufgaben gehdrt dazu auch der — in Satz 2 nicht explizit genannte — Auf-
trag, die wissenschaftliche Verwertung seines Archivguts zu fordern und insbesondere
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auch den Zugang fiir die Offentlichkeit unter Wahrung schutzwiirdiger Belange zu ge-
wahrleisten.

Absatz 3
Die fur Kultur und Medien zustandige oberste Bundesbehoérde kann durch Erlass Ein-
zelheiten regeln.

Zu § 4 (Anbietung und Abgabe von Unterlagen)
Die Vorschrift regelt die Anbietung und Abgabe von Unterlagen samtlicher der in § 1

Nummer 3 genannten (und noch existierenden) Stellen und tragt dem spatestens mit
Inkrafttreten des bisherigen Bundesarchivgesetzes im Jahre 1988 anerkannten An-
spruch und Alleinstellungsmerkmal des Bundesarchivs als ,Gedachtnis des Staates®
Rechnung, wonach Archivgut des Bundes zentral im Bundesarchiv zu verwahren ist.
Die Maligaben des § 4 sind erforderlich, um eine Zersplitterung von Unterlagenbe-
standen zu verhindern und dienen somit dem Nutzerinteresse, insbesondere dem Inte-
resse von Wissenschaft und Forschung an einem Zugang zu Informationen bei einer
,heutralen®, nicht selbstbetroffenen Behdrde, die archivfachliche Bewertungsentschei-
dungen nach objektiven Kriterien trifft.

Dem Recht Betroffener auf informationelle Selbstbestimmung wird durch die umfas-
send ausgestalteten Schutzmechanismen des Bundesarchivgesetzes Rechnung ge-
tragen. Zunachst ist auch in diesem Zusammenhang von Bedeutung, dass nicht samt-
liche Unterlagen, die dem Bundesarchiv von den verpflichteten Stellen angeboten und
dorthin abgegeben werden, automatisch zu Archivgut des Bundes werden. Denn be-
vor es zum Umwidmungsakt von Unterlagen zu Archivgut kommt, mussen drei Vo-
raussetzungen erfillt sein (siehe dazu auch die Ausfihrungen zu § 1 Nummer 1
Buchstabe a): Die Unterlagen werden in der abgebenden Stelle nicht mehr bendtigt,
etwaige Aufbewahrungsfristen sind abgelaufen und der bleibende Wert dieser Unter-
lagen wurde durch das Bundesarchiv festgestellt (Ausnahme: Analogie-Regelung in §
1 Nummer 4 Buchstabe b). Dadurch erfahrt der Zugang zu diesen Unterlagen beim
Bundesarchiv bereits eine selektive Einschrankung, da ohnehin nur diejenigen unter
ihnen dort dauerhaft verwahrt und zuganglich gemacht werden, denen bleibender
Wert im Sinne von § 1 Nummer 4 zukommt.

Zudem unterliegt auch Archivgut bestimmten Schutzvorschriften, insbesondere durch
die Geltung von Schutzfristen. Durch den diesen Schutzfristen inharenten Zeitablauf
wird sichergestellt, dass eine Beeintrachtigung schutzwirdiger Belange ausgeschlos-
sen wird. Bei personenbezogenen Unterlagen betragen diese Fristen bis zu zehn Jah-
re nach dem Tod von Betroffenen (siehe § 10 Absatz 1), und 60 Jahre bei Unterlagen,
die Geheimhaltungsvorschriften des Bundes unterliegen (§ 10 Absatz 2). Uber § 11
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Absatz 2 besteht fur die letztgenannte Schutzfrist eine Verlangerungsmaoglichkeit um
weitere 30 Jahre; in den Fallen des § 13 (Katalog mit Einschrankungs- und Versa-
gungsgrunden) kann der Zugang zu Archivgut des Bundes sogar ganzlich unzulassig
sein.

Die Bestimmung entspricht in weiten Teilen § 2 im bisherigen Bundesarchivgesetz,
enthalt aber auch wesentliche Neuerungen.

Absatz 1

Satz 1

§ 4 Absatz 1 Satz 1 entspricht § 2 Absatz 1 im bisherigen Gesetz. Die Vorschrift ent-
halt einen ausdricklichen ,Handlungsauftrag® an die gesamte Bundesverwaltung im
weitesten Sinne, ohne dass es im Einzelfall formal eines AnstoRes durch das Bun-
desarchiv bedarf. Bei der Anbietungspflicht handelt es sich um eine Bringschuld der
entsprechend verpflichteten Stellen, die daher die Kosten der Abgabe fir Archivgut zu
tragen haben.

Bezogen auf die Strafakte als Gesamtheit unterliegen nur die vom Generalbundesan-
walt (GBA) im Zusammenhang mit eigener Ermittlungstatigkeit angelegten Akten und
die Senatsakten des Bundesgerichtshofes (BGH) der Anbietungs- und ggf. Abgabe-
pflicht an das Bundesarchiv. Samtliche Ubrigen Strafakten sind dem Zustandigkeitsbe-
reich der Lander und ihrer Archive zuzuordnen.

Der Hinweis in Nummer 2 auf den Vorrang des Selbstaufbewahrungsrechts (bei-
spielsweise fur Schriftgut der Gerichte des Bundes und des Generalbundesanwalts
nach den Bestimmungen des Schriftgutaufbewahrungsgesetzes (SchrAG)) dient zur
Klarstellung des Verhaltnisses entsprechender Regelungen zum Bundesarchivgesetz
(vor Ablauf der von diesen Regelungen bestimmten Aufbewahrungsfristen).

Satz 2

§ 4 Absatz 1 Satz 2 fuhrt als neue Regelung eine Soll-Anbietungspflicht nach Ablauf
von spatestens 30 Jahren nach der Entstehung von Unterlagen ein. Damit wird den
Erfahrungen in der Praxis und dem Anliegen des Bundesarchivs Rechnung getragen,
sich frihzeitig fir die Bestandserhaltung der betreffenden Unterlagen einsetzen zu
konnen. Die als Soll-Vorschrift ausgestaltete Regelung greift nicht, wenn Rechtsvor-
schriften des Bundes etwas anderes bestimmen. Damit wird formalgesetzlich festge-
legten Ausnahmefallen im Einzelfall Rechnung getragen.

Absatz 2
Satz 1
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§ 4 Absatz 2 Satz 1 raumt dem Bundesarchiv ein Recht zur friihzeitigen Einsichtnah-
me u. U. auch in solche Unterlagen ein, die zur Erflllung 6ffentlicher Aufgaben noch
bendtigt werden. Das Einsichtsrecht erstreckt sich auf Unterlagen, welche die betref-
fende offentliche Stelle des Bundes selbst noch verwaltet. Die Mdglichkeit einer da-
hingehenden frihzeitigen Orientierung ist fur das Bundesarchiv erforderlich, um sei-
nen gesetzlichen Auftrag zu erfullen, die archivwirdigen Unterlagen des Bundes dau-
erhaft aufzubewahren und sie fur spatere Generationen zu erhalten. Dies gilt in ganz
besonderem Male fur die Langzeitarchivierung elektronischer Unterlagen. Da es sich
insofern faktisch weitgehend um Unterlagen handelt, die sich noch im laufenden Ver-
waltungsgebrauch befinden, ist die Einsichtnahme nur im Einvernehmen und somit mit
Zustimmung der betreffenden Stelle moglich, welche die ausschlieRliche Verfugungs-
gewalt Uber diese Unterlagen hat.

Satz 2

Die Pflicht, die als archivwirdig im Sinne von § 1 Nummer 4 Buchstabe a bewerteten
Unterlagen nach Maligabe des § 4 Absatz 1 anhand von Ablieferungsverzeichnissen
an das Bundesarchiv abzugeben, ist zur Kapazitatsentlastung der abgebenden Stellen
geboten.

Absatz 3

Satz 1

§ 4 Absatz 3 Satz 1 ist angelehnt an § 2 Absatz 5 Satz 2 des bisherigen Bundesar-
chivgesetzes. Die Neufassung tragt insbesondere dem archivfachlichen Bedurfnis
nach einer Regelung Rechnung, die ein sachgerechtes Angebots- und Ubermittlungs-
verfahren bei Unterlagen aus elektronischer Birokommunikation erméglicht und inso-
weit offen fir technischen Wandel ist. Kernanliegen der Regelung ist es, dem Bun-
desarchiv eine frihzeitige Verstandigung mit der abgebenden Stelle des Bundes und
eine frilhzeitige Vorbereitung elektronischer Ubergabeverfahren zu ermdglichen.

Zum Begriff der ,elektronischen Unterlagen® siehe die Ausfiihrungen zu § 1 Num-
mer 3. Erfasst sind auch Dateien als strukturierte, gleichartig aufgebaute Sammlungen
von Daten, insbesondere personenbezogener Natur.

Uber den Hinweis auf die Voraussetzungen des Absatzes 1 wird klargestellt, dass die
Regelung insgesamt im Kontext des § 4 zu sehen ist, mit der Folge, dass § 4 Absatz 3
Satz 1 dem Bundesarchiv bei elektronischen Unterlagen - mit Ausnahme der in § 4
Absatz 3 Satz 5 getroffenen Sonderregelung - keine Uber § 4 Absatz 1 hinaus gehen-
den Befugnisse einrdumt. Insbesondere ist keine dauerhafte Abgabe von Unterlagen
an das Bundesarchiv vor Ablauf der Aufbewahrungsfristen vorgesehen. Malistab flr
den spatestmoglichen Zeitpunkt der Anbietung elektronischer Unterlagen bleibt § 4
Absatz 1 Satz 2.

14



Entwurf BKM (K 43), Stand: 25.6.2015

Satz2 und 3

Diese Bestimmung wird in der Praxis im Zusammenhang mit der zunehmenden Anbie-
tung elektronischer Unterlagen von wachsender Relevanz sein. Denn bei diesem Un-
terlagentypus lasst sich - anders als bei Papierunterlagen - nicht mehr ohne weiteres
zwischen Original und Kopie unterscheiden. Um daher auch im Zeitalter der Digitali-
sierung die Speicherkapazitaten der abgebenden Stellen zu entlasten, dem Anspruch
und Alleinstellungsmerkmal des Bundesarchivs als ,Gedachtnis des Staates“ Rech-
nung zu tragen und die im Rahmen der Begriindung zu § 4 Absatz 2 Satz 2 beschrie-
bene Nutzerfreundlichkeit zu gewahrleisten, muss auch nach Abgabe elektronischer
Unterlagen durch das Fuhren von Loschungsnachweisen sichergestellt werden, dass
sich keine Kopien der im Bundesarchiv zu Archivgut umgewidmeten Unterlagen mehr
bei den abgebenden Stellen befinden. Die Erstellung der Léschungsnachweise muss
in der Praxis der Technik entsprechend umgesetzt werden.

Mit der in Satz 2 aufgenommene Abgrenzung zu § 7 Absatz 3 wird das Verhaltnis die-
ser Regelung zu § 4 Absatz 3 Satz 2 und 3 geklart, denn nach § 7 Absatz 1 unterhalt
das Bundesarchiv nur flr Unterlagen der obersten Bundesbehérden und der Verfas-
sungsorgane ein Zwischenarchiv. § 7 Absatz 3 regelt daher nur die Abgabe elektroni-
scher Unterlagen dieser offentlichen Stellen des Bundes. Fur samtliche verbleibenden
offentlichen Stellen des Bundes (d. h. insbesondere flr den nachgeordneten Bereich
der obersten Bundesbehdrden) folgt die Abgabe elektronischer Unterlagen an das
(End-)Archiv des Bundesarchivs nach Mal3gabe von § 4 Absatz 3 Satz 2 und 3.

Satz 4

§ 4 Absatz 3 Satz 4 knupft zwar an die Satze 1 bis 3 an, betrifft jedoch eine von des-
sen Anwendungsbereich abzugrenzende Konstellation, flr die Satz 4 daher eine Son-
derregelung ftrifft. Die Bestimmung berilcksichtigt die archivfachliche Notwendigkeit,
kinftig auch solche elektronischen Unterlagen Gbernehmen zu kénnen, die — anders
als eine herkdmmliche Akte — nicht abgeschlossen werden, sondern einer laufenden
Veranderung und Aktualisierung durch die Verwaltung unterliegen oder dauerhaft be-
notigt werden. Diese Unterlagen befinden sich damit noch im Verwaltungsgebrauch
und unterliegen daher nicht der Anbietungspflicht nach § 4 Absatz 1 Satz 1, wegen
ihres besonderen Charakters aber auch nicht ohne weiteres der Verpflichtung nach §
4 Absatz 1 Satz 2.

Insbesondere Aufzeichnungen aus laufend aktualisierten Datenbanken (z. B. Regis-
terdaten, die auf gesetzlicher Grundlage erhoben werden, aber auch Fachanwendun-
gen, die im Zuge der fachlichen Aufgabenerledigung bei der abgebenden Stelle ent-
stehen, ohne dass sie einer gesetzlichen Grundlage bedurfen) werden einen Zustand
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der Abgeschlossenheit nie erreichen. Die stetige Veranderung durch Aktualisierung
geht mit einem irreversiblen Verlust dieser Aufzeichnungen fir die kinftige Forschung
einher. Ohne eine spezielle gesetzliche Pflicht zur Anbietung dieser Unterlagen wir-
den Licken in der archivischen Uberlieferungsbildung entstehen. Diese Daten sind
jedoch aufgrund ihrer informatorischen Dichte insbesondere flr die historische, genea-
logische und sozialwissenschaftliche Forschung langfristig von besonderem Wert, da
durch ihre Nutzung aufwandige Recherchen in den ihnen zugrunde liegenden Unterla-
gen Uberflissig werden kénnen. Heutige Auswertungen, z. B. in Statistiken, sind kein
Ersatz fur die Sicherung der originaren Daten, weil sie nur spezifische und zeitgebun-
dene Auswertungen des Datenmaterials darstellen. Uberlieferungsbildung in Archiven
dient demgegentber dem Zweck, offen fur alle kiinftigen Fragestellungen authentische
Informationen zur Verfligung zu stellen. Ausgehend von ihrer grundsatzlichen Archiv-
wurdigkeit schafft daher § 4 Absatz 3 Satz 4 die Mdglichkeit, auch derartige Unterla-
gen zu Ubernehmen. Sofern diese Unterlagen zugleich einem fachgesetzlichen L6-
schungsgebot unterliegen, bildet § 4 Absatz 3 Satz 4 in Verbindung mit § 5 Absatz 1
Nummer 2 die fiir eine Ubernahme durch das Bundesarchiv erforderliche Erméachti-
gungsgrundlage.

Das Bundesarchiv ist berechtigt, im Einvernehmen mit den jeweils zustandigen 6ffent-
lichen Stellen des Bundes, die Anbietung der Unterlagen zu einem bestimmten Stich-
tag — beispielsweise im Jahres- oder Funf-Jahres-Rhythmus — festzulegen. Eine flexib-
le, aber dennoch jeweils auf feste Intervalle gerichtete Stichtagsregelung bertcksich-
tigt den individuellen Charakter der jeweiligen Unterlagen, der je nach Ressort oder
Fachbehorde stark differieren kann.

Absatz 4

§ 4 Absatz 4 entspricht in der Sache § 2 Absatz 2 im bisher geltenden Gesetz. Mit die-
ser Regelung wird zum Ausdruck gebracht, dass die Entscheidungsautonomie der ge-
setzgebenden Koérperschaften auch in archivfachlicher Hinsicht anerkannt ist und in
der Konsequenz bedeutet, dass diese Korperschaften neben dem Bundesarchiv ihre
eigenen Archive unterhalten kdnnen.

Absatz 5

§ 4 Absatz 5 betrifft in der Sache die bisher in § 2 Absatz 5 Satz 1 und 2 und § 2 Ab-
satz 6 getroffenen Regelungen, ist in rechtstechnischer Hinsicht jedoch eine Vereinfa-
chung, die in der Praxis fur alle Beteiligten von Vorteil ist: Durch den Wegfall des bis-
herigen § 2 Absatz 5 missen abgebende Stelle und Bundesarchiv nun nicht mehr ,,im
Grundsatz vorab festlegen®, welchen gleichférmigen Unterlagen, die in groRer Zahl
anfallen, bleibender Wert zukommt und deshalb an das Bundesarchiv abgegeben
werden muassen. In Anlehnung an § 2 Absatz 6 des bisherigen Gesetzes, der diese
Praxis fur Unterlagen von offensichtlich geringer Bedeutung seit jeher vorsah, geht der
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bisherige § 2 Absatz 5 Satz 1 nunmehr in der neuen Regelung des § 4 Absatz 5 auf
und es ist kunftig einheitlich flr beide Arten von Unterlagen das gleiche Verfahren vor-
gesehen. Die geanderte Praxis soll der Entlastung der abgebenden Stelle dienen, die
nach der vorweggenommenen archivfachlichen Bewertung durch das Bundesarchiv im
Einzelfall Unterlagen vernichten bzw. I6schen kann.

Absatz 6

§ 4 Absatz 6 wurde an die Terminologie des BDSG angepasst. Im Gegensatz zur
friheren Regelung des § 5 Absatz 9, die lediglich ihre Verknupfung zuliel3, erlaubt § 4
Absatz 4 nunmehr die automatisierte Verarbeitung personenbezogener, an das Bun-
desarchiv abgegebener Daten fur archivische Zwecke, im Rahmen derer schutzwurdi-
ge Belange Betroffener nicht beeintrachtigt werden dirfen. Hierunter ist die Ermachti-
gung zu verstehen, personenbezogene Erschliefungsdaten zu fuhren und zu spei-
chern. Denn anders als die Verknlpfung kann Gegenstand der automatisierten Verar-
beitung personenbezogener Daten insbesondere auch ihre Ubermittlung sein (siehe §
3 Absatz 2 Satz 1 und § 3 Absatz 4 BDSG).

Zu § 5 (Anbietung und Abgabe von Unterlagen, die einer Geheimhaltungs-, Ver-
nichtungs- oder Léschungspflicht unterliegen)

§ 5 fasst diejenigen Bestimmungen des bisherigen Gesetzes, die auf den Umgang mit
geheimhaltungsbedtirftigen Unterlagen zielen (bislang § 2 Absatz 1 Satz 2 und § 2
Absatz 4, §§ 8 und 11), nunmehr systematisch in einer Vorschrift zusammen.

Absatz 1

Satz 1

Nummer 1

§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 entspricht inhaltlich § 2 Absatz 4 im bisher geltenden
Bundesarchivgesetz, wurde im Wortlaut jedoch grundlegend Uberarbeitet.

§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 stellt klar, dass samtliche Rechtsvorschriften des Bun-
des Uber Geheimhaltung hinter die bundesarchivgesetzliche Anbietungspflicht zurtick-
treten. Der Begriff der ,Geheimhaltungsvorschriften® ist umfassend zu verstehen, er
umfasst auch den Geheimnisschutz: Neben solchen Vorschriften, die 6ffentliche (ins-
besondere Staats- und Dienst-)Geheimnisse schitzen, sollen auch solche vom Gel-
tungsbereich der Regelung erfasst sein, die dem Individualinteresse der oder des Ein-
zelnen an der Geheimhaltung bestimmter Tatsachen dienen (Beispiel § 203 Strafge-
setzbuch (StGB)). Von der Regelung erfasst ist zudem das aus der verfassungsrecht-
lich garantierten Unabhangigkeit des Richters nach Artikel 97 Absatz 1 GG folgende
richterliche Beratungsgeheimnis. Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift des Bundes-
ministeriums des Innern zum materiellen und organisatorischen Schutz von Ver-
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schlusssachen (VSA) ist trotz § 1 Absatz 2 VSA keine nach aul3en wirkende Rechts-
vorschrift und steht schon allein aus diesem Grund einer Abgabe von Verschlusssa-
chen an das Bundesarchiv nicht entgegen.

Eine Auflistung der der Geheimhaltung unterliegenden Vorschriften im Sinne von § 2
Absatz 4 des bisher geltenden Gesetzes ware wegen der grofden Zahl und der haufi-
gen Gesetzesanderungen inopportun. Dementsprechend wird im Gesetzentwurf
grundsétzlich ein allgemeiner Bezug zu den Geheimhaltungsvorschriften des Bundes
gewahlt, zumal auf diese Weise Unklarheiten bei der Umsetzung der Anbietungspflicht
fur neue Gesetze oder Gesetzesanderungen ausgeschlossen werden kdnnen.

Die einzige Ausnahme insoweit: Unterlagen, die bei Behérden und Gerichten in einem
der in § 30 Absatz 2 der Abgabenordnung (AO) genannten Verfahren anfallen, unter-
liegen dem Steuergeheimnis; eine unbefugte Verletzung des Steuergeheimnisses ist
nach § 355 StGB strafbar. § 30 AO und § 355 StGB schitzen das Steuergeheimnis
als Gegenstick zu den weitgehenden steuerlichen Offenbarungspflichten. Das Steu-
ergeheimnis dient zum einen dem privaten Geheimhaltungsinteresse des Steuerpflich-
tigen und anderer zur Auskunftserteilung verpflichteter Personen. Zugleich wird aber
auch der Zweck verfolgt, durch besonderen Schutz des Vertrauens in die Amtsver-
schwiegenheit der Finanzbehdérden die Bereitschaft zur Offenlegung der steuerlich
relevanten Sachverhalte zu férdern, um so das Besteuerungsverfahren zu erleichtern,
die Steuerquellen vollstandig zu erfassen und eine gesetzmafige und gleichmalige
Besteuerung sicherzustellen. Die durch § 30 AO verblrgte Geheimhaltung steuerlicher
Angaben und Verhaltnisse, deren Weitergabe einen Bezug auf den Steuerpflichtigen
oder Dritte erkennbar werden lasst, ist durch eine Reihe grundrechtlicher Verblurgun-
gen, insbesondere durch Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 und
Artikel 14 GG, gegebenenfalls in Verbindung mit Artikel 19 Absatz 3 GG geboten. Der
durch das Steuergeheimnis verburgte Schutz darf nur im tGberwiegenden Interesse der
Allgemeinheit und unter Beachtung des Grundsatzes der Verhaltnismafigkeit durch
Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes eingeschrankt werden. Eine Weitergabe ent-
sprechender Unterlagen an andere Behorden und die damit verbundene Durchbre-
chung des Steuergeheimnisses ist daher — sofern nicht einer der in § 30 Absatz 4
Nummer 1 und 3 bis 5 sowie Absatz 5 AO genannten Rechtfertigungsgrinde vorliegt —
nur moglich, wenn sie im Uberwiegenden o&ffentlichen Interesse erfolgt und unter Be-
achtung des Grundsatzes der VerhaltnismaRigkeit durch Gesetz ausdriicklich zuge-
lassen ist. Zwar enthalt § 30 Absatz 4 Nummer 2 AO kein Zitiergebot. Die Offenba-
rungsbefugnis muss sich der betreffenden Norm jedoch eindeutig und zweifelsfrei ent-
nehmen lassen; eine nur durch Auslegung dem Gesetz enthommene Offenbarungsbe-
fugnis genugt nicht. § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 entspricht diesen Vorgaben. Eine
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Abgabe entsprechender Unterlagen an das Bundesarchiv zwecks dauerhafter Archi-
vierung und dauerhaftem Zugang fir die Offentlichkeit ist somit mdglich.

Nummer 2

Zur Sicherung einer vollstandigen historischen Uberlieferung besonders im Interesse
von Wissenschaft und Forschung regelt § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 den Vorrang
der archivrechtlichen Anbietungspflicht vor allgemeinen oder spezialgesetzlichen
Pflichten zur Vernichtung oder Léschung personenbezogener Daten. Den betreffen-
den Unterlagen (z. B. Sozialdaten nach § 84 SGB X oder Registerdaten, beispielswei-
se aus dem Bundeszentral- oder dem Auslanderzentralregister, siehe dazu auch die
Ausflhrungen zu § 4 Absatz 3 Satz 4) wird insbesondere aus sozialhistorischer Sicht
eine erhebliche wissenschaftliche Bedeutung beigemessen. Die Regelung folgt den in
den meisten Landesarchivgesetzen bereits vorhandenen Bestimmungen (siehe dazu
die Landesarchivgesetze in Nordrhein-Westfalen, Hessen, Rheinland-Pfalz, Hamburg,
Bremen, Thiringen, Schleswig-Holstein, Saarland, Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen). § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 ist die archivgesetzliche
,Kehrseite“ des § 20 Absatz 9 BDSG, wonach die die allgemeine Léschungspflicht fur
personenbezogene Daten bei 6ffentlichen Stellen gemals § 20 Absatz 2 BDSG hinter
das BArchG zuricktritt.

Die Anbietungspflicht auch flr diese Unterlagen ist gerechtfertigt, weil die vorhande-
nen Schutzmechanismen des Bundesarchivgesetzes (siehe §§ 9 bis 12) ausreichen,
um sowohl die schutzwirdigen Belange Betroffener (d. h. ihr Recht auf informationelle
Selbstbestimmung), als auch Uberwiegende Interessen der Allgemeinheit angemessen
und ausgewogen zu berilcksichtigen (siehe dazu die weiteren Ausflihrungen zu § 5
Absatz 2 sowie die diesen Ansatz bestatigende Entscheidung des VGH Mannheim v.
30.7.2014, Az.: 1 S 1352/13; zur gerichtlich bestatigten Verfassungsmafigkeit der ent-
sprechenden Regelung im Landesarchivgesetz NRW siehe OLG Hamm, Beschluss v.
15.6.2010, Az.: 1 VAs 16/10, Ill-1; VAs 16/10). Die Archivierung der betreffenden Un-
terlagen hat insoweit die Funktion eines Loschungssurrogats.

Die Regelung stellt auBerdem klar, dass das Bundesarchiv nicht zur Ubernahme von
Unterlagen mit personenbezogenen Daten befugt ist, deren Speicherung unzuldssig
war.

Satz 2
§ 5 Absatz 1 Satz 2 entspricht § 2 Absatz 1 Satz 2 im bisher geltenden Gesetz.

Absatz 2
§ 5 Absatz 2 entspricht § 2 Absatz 4 Satz 2 im bisherigen Gesetz.
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Trotz der Anbietungs- und Abgabepflicht nach § 5 Absatz 1 Satz 1 werden die beson-
deren Schutzinteressen Betroffener gewahrt; ihnen wird durch die in den §§ 9 bis 12
vorgesehenen Restriktionen Rechnung getragen. Zudem bericksichtigt § 5 Absatz 2
die weiteren, in der Begrundung zu Absatz 1 dargelegten Vorgaben des Bundesver-
fassungsgerichts, welches das Recht auf informationelle Selbstbestimmung bei der
Offenbarung sensibler Informationen nur dann als gewahrt ansieht, wenn eine solche
Offenbarung im Uberwiegenden Allgemeininteresse auf verfassungsmagiger, gesetzli-
cher Grundlage erfolgt, der Grundsatz der Verhaltnismalligkeit beachtet wird sowie
organisatorische und verfahrensrechtliche Vorkehrungen getroffen werden, die der
Gefahr der Verletzung von Persodnlichkeitsrechten entgegenwirken (BVerfGE 65, 1, 42
und BVerfGE 78, 77, 84, mit dem klarstellenden Hinweis, dass sich das informationelle
Selbstbestimmungsrecht nicht auf den Bereich der automatisierten Datenverarbeitung
beschrankt). Das Anliegen, Unterlagen von bleibendem Wert zugunsten der ge-
schichts- und sonstigen wissenschaftlichen Forschung, der Bereitstellung von Informa-
tionen fir Gesetzgebung und Verwaltung sowie zu Gunsten berechtigter Belange des
Blrgers oder der Burgerin auf Dauer zu sichern, liegt im Allgemeininteresse. Auch der
Grundsatz der Verhaltnismaligkeit ist gewahrt, da das Bundesarchivgesetz nur die
Abgabe von Unterlagen bleibenden Werts, also kunftigem Archivgut, vorsieht und au-
Rerdem dem Bundesarchiv aufgibt, die schutzwiirdigen Belange Betroffener bei der
Verarbeitung dieser Daten ebenso zu beachten wie die abgebende Stelle.

Absatz 3
Satze 1 und 2
§ 5 Absatz 3 entspricht den §§ 8 und 11 im bisherigen Gesetz.

Zu ,anderen als den offentlichen Stellen des Bundes® gehdren insbesondere die Ge-
richte und Behdrden der Lander, der Kommunen und Gemeindeverbande. Die Rege-
lung ist erforderlich, weil das Steuergeheimnis auch fur Unterlagen, die bei diesen
Stellen anfallt und in 6ffentlichen Archiven dieser Kérperschaften verwahrt werden soll,
nur durch eine bundesgesetzliche Regelung durchbrochen werden kann (Artikel 30
GG). Von der Regelung kénnen auch die 6ffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaf-
ten Gebrauch machen, da auch ihre Kirchenarchive unter den Begriff der ,6ffentlichen
Archive® fallen (siehe dazu auch Becker/Oldenhage, Bundesarchivgesetz, Handkom-
mentar, zu § 8, Rdnr. 3).

Zu § 6 (Anbietung und Abgabe von Unterlagen an Landes- oder Kommunalar-
chive)

§ 6 entspricht weitgehend dem bisherigen Recht (§ 2 Absatz 3). Neu ist allerdings das
Vorschlagsrecht des Bundesarchivs. Auf diese Weise wird die sachkundige Beteili-
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gung des Bundesarchivs an den entsprechenden Entscheidungen ermoglicht. Diese
Einbeziehung ware ohne eine solche Regelung nicht moglich, da es sich bei den be-
treffenden Unterlagen nicht um Archivgut im Sinne von § 1 Nummer 1 handelt, das
sich in der ausschlieRlichen Verfugungsgewalt des Bundesarchivs befindet. Neu ist
aulRerdem die Moglichkeit, Archivgut des Bundes auch an Kommunalarchive abzuge-
ben. Dies entspricht der Praxis in der staatlichen Auftragsverwaltung, an der auch
Kommunen beteiligt sind (Beispiel Arbeitsverwaltung).

Zu § 7 (Zwischenarchiv)

Absatz 1 und 2

Im Zwischenarchiv des Bundesarchivs befinden sich die zur vorlaufigen Aufbewahrung
ubernommenen Unterlagen der obersten Bundesbehdérden, deren Aufbewahrungsfrist
noch nicht abgelaufen ist und die daher noch der Verfigungsgewalt der 6ffentlichen
Stelle des Bundes unterliegen, bei der die betreffenden Unterlagen entstanden sind.
Bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfristen bleiben ausschlielllich diese Stellen Uber
ihre Unterlagen verfugungsbefugt; sie haben jederzeit Zugriff auf das von ihnen abge-
gebene und im Bundesarchiv bereit gehaltene Zwischenarchivgut.

Mit dem digitalen Zwischenarchiv bietet das Bundesarchiv der Bundesverwaltung die
Moglichkeit zur Aussonderung und Langzeitspeicherung sehr schnell wachsender
elektronischer Datenmengen und somit eine technische, organisatorische und mit
Blick auf die Langzeitspeicherung elektronischer Unterlagen auch finanzielle Entlas-
tung. Durch die Einrichtung eines digitalen Zwischenarchivs wird dem Bundesarchiv
zudem ermoglicht, seinen gesetzlichen Auftrag zur Beratung der abgebenden o6ffentli-
chen Stellen des Bundes bei der digitalen Schriftgutverwaltung noch besser wahr-
nehmen und frihzeitig flr eine fachgerechte und nachhaltige Erhaltung spateren Ar-
chivguts Sorge tragen zu kénnen. Gerade im Bereich des digitalen Zwischenarchivs
konnen die tendenziell flichtigen elektronischen Aufzeichnungen der abgebenden
Stellen technisch so gesichert und vorbereitet werden, dass sie nach dem Ablauf der
Aufbewahrungsfristen sicher in das digitale (End)Archiv tbernommen werden und so
eine mdglichst lickenlose Uberlieferung gewahrleistet werden kann.

Durch die in Absatz 2 Satz 2 eingeraumte Mdglichkeit der vorzeitigen Bewertung wird
das Bundesarchiv schlieflich in die Lage versetzt, die Umwidmung archivwirdiger Un-
terlagen zu Archivgut des Bundes nach Ablauf der Aufbewahrungsfristen zlgig voll-
ziehen zu kdénnen. Davon wiederum profitieren die Nutzer. Etwaige Bewertungsent-
scheidungen im Zwischenarchiv sind indes vorlaufiger Natur. Eine Kassation nicht ar-
chivwurdiger Unterlagen darf ausnahmslos erst nach Ablauf der Aufbewahrungsfristen
erfolgen.

Absatz 3
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Satz 1

Das digitale Zwischenarchiv muss den vom BSI vorgegebenen Mindeststandards flr
die Sicherung der Informationstechnik nach § 8 BSI-Gesetz entsprechen. Zurzeit ist
dies die Technische Richtlinie BSI TR-03125 Beweiserhaltung kryptographisch signier-
ter Dokumente. Angesichts der Heterogenitat der in der Bundesverwaltung eingesetz-
ten IT-Systeme mussen nicht-anwendungsspezifische Austauschformate an zentraler
Stelle festgelegt werden. Eingesetzt wird ein von Herstellern und Middleware unab-
hangiges, offenes Austauschformat flir Metadaten in verteilten Software-Strukturen auf
Basis der Extensible Markup Language (XML). Zur Sicherung der langfristigen und
unveranderlichen Aufbewahrung sowie der zuverlassigen Verwaltung und Lesbarma-
chung von elektronisch zu speichernden bzw. gespeicherten Daten und Dokumenten
kann das Bundesarchiv zudem Vorgaben flr Dateiformate machen.

Satz2 und 3

Zur Entlastung der Speicherkapazitaten bei den abgebenden, das digitale Zwi-
schenarchiv nutzenden Stellen muss durch das Ldschen der dorthin abgegebenen
elektronischen Unterlagen und Fuhren entsprechender Loschungsnachweise sicher-
gestellt werden, dass sich keine Kopien der an das digitale Zwischenarchiv gespei-
cherten elektronischen Unterlagen mehr in den Speichern der abgebenden Stellen
befinden. Ausgenommen von dieser Loschungspflicht sind die zur Verwaltung der be-
treffenden Vorgange erforderlichen Metadaten (d. h. beschreibende Informationen, wie
z. B. Angaben zu Titeln, Laufzeiten, Bearbeitern, Geschaftszeichen, Schlagworten
etc.), die auch nach Abgabe der betreffenden Unterlagen bei den abgebenden Stellen
vorhanden sein mussen, um die Auffindbarkeit der Unterlagen im digitalen Zwi-
schenarchiv gewahrleisten zu kénnen, wenn die abgebende Stelle auf diese Zugriff
nehmen mochte.

Zu § 8 (VerauBerungsverbot)
§ 8 tragt dem Umstand Rechnung, dass Archivgut 6ffentliches Kulturgut darstellt, des-
sen vollstandige Erhaltung dem Bundesarchiv obliegt. § 8 soll die Geschlossenheit

des Archivguts sicherstellen, welches durch das Veraulierungsverbot gegen Zersplit-
terung und Veruntreuung gesichert wird. Lediglich auf diese Weise kann die Nutzung
durch die Offentlichkeit gewahrleistet werden.

Satz 1

In diesem Sinne formuliert § 8 Satz 1 ein absolutes VerauRRerungsverbot, welches zu-
satzlich als ,Privatisierungsverbot® zu verstehen ist und dartber hinaus vor der Ab-
wanderung des Archivguts in 6ffentliche Archive anderer Hoheitstrager schutzt.

Das VerauRerungsverbot des § 8 Satz 1 betrifft allerdings nur die Ubereignung von
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Originalunterlagen von bleibendem Wert im Sinne von § 1 Absatz 4; die Anfertigung
und Weggabe z.B. von Kopien ist nicht untersagt.

Satz 2

Die Absolutheit des VerauRRerungsverbots wird erst dadurch gesichert, dass die Mog-
lichkeit eines gutglaubigen Erwerbs von Archivgut des Bundes ebenso wie die seiner
Ersitzung ausgeschlossen wird.

Nach § 935 Absatz 1 Satz 1 des Burgerlichen Gesetzbuches (BGB) ist ein Eigentums-
erwerb auf Grund der §§ 932 bis 934 BGB zwar ausgeschlossen, wenn die Sache
dem Eigentumer gestohlen worden, verloren gegangen oder sonst abhanden gekom-
men ist. Dies gilt nach § 935 Absatz 2 BGB allerdings nicht flir Sachen, die im Wege
offentlicher Versteigerung oder in einer Versteigerung nach § 979 Absatz 1a BGB ver-
aulert werden. Im Rahmen der betreffenden Versteigerungen kénnte Eigentum somit
neu Ubertragen werden, auch an gestohlenem Archivgut. Da die in § 935 Absatz 2
BGB genannten Konstellationen flir das Bundesarchiv praxisrelevant sein konnen, be-
steht insoweit ein erhdhtes Schutzbedlrfnis. Der Ausschluss des gutglaubigen Er-
werbs hat zur Folge, dass jede rechtsgeschaftliche Verfligung Uber Archivgut des
Bundes nichtig ist; ein etwaiger Herausgabeanspruch richtet sich nach den Vorschrif-
ten des Blurgerlichen Gesetzbuches.

Gleiches qilt fir die Ersitzung als zweite praxisrelevante Konstellation in den Fallen, in
denen Archivgut des Bundes nicht durch ein Verfigungsgeschaft in unbefugten Ei-
genbesitz gelangt. Nach herrschender Meinung sind zwar bewegliche Sachen, fir die
ein absolutes gesetzliches Veraulerungsverbot besteht, kein mdglicher Gegenstand
der Ersitzung. Einer besonderen Klarstellung bedarf es jedoch in den Konstellationen,
in denen eine Person aufgrund einer gesetzlichen Regelung eine Rechtsnachfolge
antritt (beispielsweise in Erbfallen) und ein unbefugter Eigenbesitz auf diese Weise
weitergegeben wird, der gemal § 1006 BGB sogar mit einer Eigentumsvermutung
verbunden ist. Um diese Konstellationen zu erfassen, wird in Satz 2 ausdriicklich auch
die Ersitzung ausgeschlossen. Demnach ist die Vorschrift des § 937 Absatz 1 BGB
nicht anzuwenden, der zufolge eine Person durch Ersitzung Eigentum an einer beweg-
lichen Sache erwerben kann, wenn sie sie zehn Jahre im Eigenbesitz hat.

Zu § 9 (Nutzung von Archivqut des Bundes)
§ 9 knupft an § 5 des bisher geltenden Gesetzes an, wurde jedoch im Interesse der
Lesbarkeit vollstandig neu strukturiert. § 9 vermittelt gewissermalien als Einstiegsvor-
schrift zunachst einen Uberblick Uber die formalen Voraussetzungen, unter denen eine
Nutzung von Archivgut des Bundes moglich ist.

Absatz 1
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Satz 1

Grundsatzliche Voraussetzung flur die Nutzung von Archivgut des Bundes ist ein ent-
sprechender Antrag beim Bundesarchiv. Fir die Nutzung von frei zuganglichem digita-
lisiertem Archivgut des Bundes im Internet bedarf es keiner Antragstellung. Im Internet
frei verfugbar ist grundsatzlich nur digitalisiertes Archivgut, das keinen rechtlichen
Restriktionen (Schutzfristen, Persdnlichkeitsschutzrechten, Urheberrechten) unterliegt.

Satz 2

§ 9 Absatz 1 Satz 2 entspricht der Regelung des § 5 Absatz 1 Satz 2 im bisherigen
Gesetz. Weitergehende gesetzliche Rechte sind insbesondere auch die Regelungen
des Umweltinformationsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Okto-
ber 2014 (BGBI. | S. 1643). Dessen Regelungen galten flr betroffenes Archivgut
schon bisher auch im Bundesarchiv, weil das Umweltinformationsgesetz weder die flr
den Anwendungsbereich des Bundesarchivgesetzes maligebliche Unterscheidung
zwischen ,Unterlagen® und ,Archivgut‘ noch Schutzfristen kennt. Es gilt vielmehr ganz
allgemein und unterschiedslos fiur ,Umweltinformationen® und beruht auf zwingenden
europarechtlichen Vorgaben (Richtlinie (2003/ 4/ EG) sowie die Vorgaben des von der
Bundesrepublik Deutschland am 21. Dezember 1998 gezeichneten Ubereinkommens
Uber den Zugang zu Informationen, die Offentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungs-
verfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (,Aarhus Konven-
tion“)). Im Gegensatz zu anderen Informationszugangsgesetzen kann es daher vom
nationalen Gesetzgeber nicht ohne weiteres abgeandert werden.

Absatz 2

§ 9 Absatz 2 dient dem Schutz o6ffentlicher Belange und den Interessen Betroffener
unabhangig von der Schutzfrist des § 10 Absatz 1, und tragt der Ausgestaltung des
Nutzungsrechts von Archivgut als subjektiv-6ffentlichem Recht Rechnung. § 36 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) erfordert eine ausdrickliche Ermachti-
gungsgrundlage fir den Erlass von Nebenbestimmungen. Insbesondere der Erhal-
tungszustand des Archivguts und die Funktionsfahigkeit des Bundesarchivs dirfen
durch den Zugang zum Archivgut nicht gefahrdet werden. Auch im Falle der Verkir-
zung von Schutzfristen gemal § 11 kann es erforderlich sein, eine Nutzung von Ar-
chivgut von der Einhaltung einschrankender Auflagen und Bedingungen abhangig zu
machen (VG Koblenz, Urteil v. 17.6.2004 — 6 K 3821/03.KO — UA S. 6f.).

§ 10 (Schutzfristen)

§ 10 greift in weiten Teilen die Inhalte des § 5 im bisher geltenden Gesetz auf. Neu ist
die aus Griinden der Ubersichtlichkeit und damit aus Griinden der Rechtsklarheit er-
folgte strukturelle Neufassung der Regelung im Verhaltnis zu § 9. Wahrend dort die
allgemeinen Voraussetzungen der Nutzung von Archivgut geregelt sind, gibt § 10
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Auskunft Uber die Schutzfristen, die bei der Prufung eines Antrags auf Nutzung von
Archivgut des Bundes zu berucksichtigen sind.

Absatz 1

Satz 1

§ 10 Absatz 1 Satz 1 entspricht in der Sache § 5 Absatz 1 Satz 1 des bisherigen Ge-
setzes.

Satz 2
Zum Zeitpunkt der Entstehung von Unterlagen wird auf die Ausflhrungen zu § 1
Nummer 5 verwiesen.

Absatz 2

Satz 1

Der Zweck des § 10 Absatz 2 Satz 1 entspricht dem bisherigen § 5 Absatz 2 Satz 1.
Die Vorhaltung einer Schutzfrist fur Unterlagen, die personenbezogene Daten enthal-
ten, folgt einem entsprechenden verfassungsrechtlichen Gebot. Im Verhaltnis zum
bisherigen Bundesarchivgesetz wird die Schutzfrist flr personenbezogene Unterlagen
allerdings von bisher 30 Jahre auf zehn Jahre verklrzt, um die Zugangsvoraussetzun-
gen zu verbessern und die Nutzerfreundlichkeit des Bundesarchivs zu starken. Dies
entspricht dem Ublichen Standard in den Landesarchivgesetzen (Ausnahme: Sachsen-
Anhalt; vgl. auch § 32 Absatz 5 Nummer 3 StUG, wonach die fir die Forschung gel-
tende 30jahrige Schutzfrist zur Einsicht in Stasi-Unterlagen mit personenbezogenen
Informationen unter bestimmten Voraussetzungen auf zehn Jahre verklrzt werden
kann).

Aus dem Wortlaut des § 10 Absatz 2 Satz 1, wonach personenbezogenes Archivgut
im Sinne der Vorschrift erst zehn Jahre nach dem Tod Betroffener benutzt werden
darf, folgt, dass diese Schutzfrist zehn Jahre nach dem Tod der betreffenden Person
endet. Umgekehrt beginnt sie jedoch nicht erst mit dem Tod der betreffenden Perso-
nen, sondern erstreckt sich - nicht zuletzt aus Grinden des verfassungsmaRig veran-
kerten allgemeinen Personlichkeitsrechts - naturgeman auch auf deren Lebenszeit.

Die im Ubrigen im Wortlaut vorgenommene Préazisierung dient der Klarstellung und
formuliert die in der Praxis des Bundesarchiv gangigen AnknlUpfungspunkte flr die
Einstufung von Archivgut als personenbezogen (siehe dazu auch die Entsprechungen
in den Landesarchivgesetzen von Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen,
Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Schleswig-Holstein).
Sinn und Zweck ist, eine zweifelsfreie Unterscheidung zwischen sachbezogenem Ar-
chivgut (Sachakten), das nach neuer Rechtslage keiner Schutzfrist mehr unterliegt,
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und personenbezogenem Archivgut, flir das die besondere Schutzfrist des § 10 Ab-
satz 2 Satz 1 qilt, zu ermdglichen. Das Merkmal ,wesentlicher Inhalt* lasst dabei in-
haltsbezogene Anknipfungspunkte und damit einen gewissen Spielraum zu. Voraus-
setzung ist lediglich, dass die Betroffenen in der maRRgeblichen Bezeichnung des Ar-
chivguts namentlich genannt werden oder tatsachlich als Person wesentlicher Gegen-
stand des jeweiligen Inhalts sind (siehe dazu die seinerzeitige Begriindung zu § 7 Ab-
satz 1 des Landesarchivgesetzes NRW, Landtag Nordrhein-Westfalen, Drs. 14/10028
v. 27.10.2009).

Demgegenlber enthalten Sachakten nur vereinzelt personenbezogene Daten, wie
zum Beispiel Namen oder Adressen, ohne dass die Art der Daten das hohe Schutzni-
veau von § 10 Absatz 2 erfordert. Durch die Prazisierung der Definition in § 10 Absatz
2 sind zukunftig Sachakten, die vereinzelt personenbezogene Daten enthalten, ohne
dass diese wesentlicher Bestandteil der Akte sind, definitorisch kein personenbezoge-
nes Archivgut. Diese Sachakten sind nach Maligabe von § 10 Absatz 1 zuganglich.
Die darin enthaltenen personenbezogenen Daten sind durch die allgemeine 30jahrige
Schutzfrist und dadurch ausreichend geschitzt, dass das Bundesarchiv in diesen wie
auch in allen anderen Benutzungsfallen gemal} § 12 Absatz 1 Nummer 2 prifen muss,
ob Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwurdige Interessen Betroffener entge-
genstehen. In diesem Fall ist die Benutzung einzuschranken oder zu versagen.
Dadurch wird im Sinne der Informations- und Wissenschaftsfreiheit ein vereinfachter
Zugang zu Archivgut geschaffen, ohne dabei das Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung in unzuléassiger Weise zu beschranken (siehe dazu im Ubrigen auch die Be-
grindung zu § 10 des Sachsischen Archivgesetzes, Landtag Sachsen, Drs. 5/9386).

Satz 2

§ 10 Absatz 2 Satz 2 entspricht im Wesentlichen § 5 Absatz 2 Satz 2 im bisher gelten-
den Bundesarchivgesetz, mit der aus der Anderung in Satz 1 folgenden Anpassung,
dass die Schutzfrist in den Fallen, in denen das Todesjahr nicht oder nur mit unver-
haltnismaRigem Aufwand festzustellen ist, nunmehr bereits 100 Jahre nach der Geburt
dieser Person enden soll (siehe auch die entsprechenden Regelungen in den Lan-
desarchivgesetzen).

Satz 3

§ 10 Absatz 2 Satz 3 lasst die Schutzfrist 60 Jahre nach der Entstehung der
Unterlagen in denjenigen Fallen enden, in denen nicht einmal der Geburtstag
hinreichend sicher ermittelt werden kann. Auch die Bemessung dieser Schutzfrist
erfolgt unter Berlcksichtigung der durchschnittlichen Lebenserwartung eines
Menschen und des postmortalen Personlichkeitsschutzes. Die Fristbemessung von 60
Jahren schafft einen Ausgleich zwischen den beiden unterschiedlichen
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Schutzfristberechnungsansatzen der Satze 1 und 2. Hintergrund ist ein
Regelungsbedurfnis fur die in der Praxis des Bundesarchivs haufig vorzufindende
Konstellation, dass Unterlagen schitzenswerte Informationen zu Personen enthalten,
ohne dass sich zugleich — mangels Relevanz fur das seinerzeitige Anlegen der
betreffenden Unterlagen bei der abgebenden Stelle — auch Angaben zum Geburts-
oder Todesdatum dieser Personen finden.

Auch etliche Landesarchivgesetze (z. B. Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und
Sachsen) sehen fir betreffende Konstellationen eine 60jahrige Schutzfrist vor.

Absatz 3
§ 10 Absatz 3 entspricht § 5 Absatz 3 Satz 1 im bisher geltenden Bundesarchivgesetz.

Als Zeitpunkt der Entstehung gilt auch hier der 31. Dezember des Jahres, in dem die
letzte inhaltliche Bearbeitung vor der Abgabe an das Bundesarchiv stattgefunden hat
(siehe Begrundung zu § 1 Nummer 5).

Absatz 4

Die Zuganglichkeit des betreffenden Archivguts vor Ablauf der personenbezogenen
Schutzfrist war nach bisheriger Rechtslage in das Ermessen des Bundesarchivs ge-
stellt und in der Praxis bisher bereits der Regelfall. Die neue Regelung des § 10 Ab-
satz 4 vollzieht dies nach und ist zudem geboten, weil der dort genannte Personen-
kreis auRerhalb seines privaten Lebensbereichs weniger schutzbedurftig ist. Dessen
amtliche bzw. 6ffentliche Tatigkeit ist vielmehr in besonderem MaRe der Offentlichkeit
verpflichtet und Dokumentation sowie Bekanntgabe der amtlichen bzw. 6ffentlichen
Tatigkeit unterliegen daher nicht der Selbstbestimmung der jeweiligen (Privat-)Person.
Durch die Regelung wird insbesondere die friihzeitige Aufarbeitung der jlingeren Zeit-
geschichte erleichtert. In Bezug auf ihre persoénlichen und privaten Lebensverhaltnisse
sind Amtstrager und Personen der Zeitgeschichte wie jede Privatperson geschutzt; die
Privatsphare ist in der Regel betroffen, wenn Unterlagen Gber Amtstrager oder Perso-
nen der Zeitgeschichte als betroffene Personen geflihrt werden. Zur naheren Abgren-
zung der geschutzten Privatsphare kann auf die Rechtsprechung zum Schutz des all-
gemeinen Personlichkeitsrechts zurlickgegriffen werden, wobei die Neuakzentuierung
durch den Europaischen Gerichtshof fir Menschenrechte zu Gunsten des verbesser-
ten Schutzes der Privatsphare zu beachten ist (siehe dazu und zu den vorstehenden
Ausflihrungen Schoch/Klopfer/Garstka, Archivgesetz (ArchG-ProfE), Berlin 2007, S.
210f., mit zahlreichen Nachweisen, u. a. auf die Rechtsprechung des BVerfG und des
EGMR).

Absatz 5
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§ 10 Absatz 5 entspricht weitgehend § 5 Absatz 4 im bisherigen Gesetz. Der in der
bisherigen Regelung enthaltene Verweis auf ,die Archive der gesetzgebenden Koérper-
schaften® wurde gestrichen, da das BArchG auf diese Archive nicht unmittelbar an-
wendbar ist, wenn und soweit Unterlagen von Bundestag und Bundesrat dem Bun-
desarchiv von vornherein nicht angeboten und Ubergeben werden (siehe insoweit
auch die aus dem bisherigen BArchG Ubernommene Privilegierung der gesetzgeben-
den Korperschaften in § 4 Absatz 4). Hinzu kommt, dass es aulRerhalb der Bewer-
tungskompetenz des Bundesarchivs keine originare archivische Zustandigkeit zur
Umwidmung von Unterlagen zu Archivgut des Bundes gibt, weshalb die Erwahnung
der Archive der gesetzgebenden Korperschaften im gegebenen Zusammenhang nicht
sinnvoll erscheint (Schoch, Informationsfreiheitsgesetz, Kommentar, zu § 13 IFG,
Rdnr. 27 f.).

Absatz 6

§ 10 Absatz 6 entspricht in der Sache § 5 Absatz 8 im bisher geltenden Bundesarchiv-
gesetz, ist mit Blick auf die neben dem allgemeinen IFG bestehenden Regelungen
uber den Zugang zu Unterlagen der Bundesverwaltung jedoch erweitert auszulegen.
Mit Ausnahme des in der Regel vorrangig geltenden Umweltinformationsgesetzes
(siehe dazu die Ausflihrungen zu § 9 Absatz 1 Satz 2) und des Stasi-Unterlagen-
Gesetzes geht die Regelung allen Ubrigen Informationszugangsgesetzen als Spezial-
gesetz vor (siehe auch § 1 Absatz 3 IFG), sofern es diesen gegenlber einen erleich-
terten Zugang ermdglicht; auRerhalb der dort geregelten Tatbestande gelten diese
Regelungen, insbesondere die des IFG jedoch erganzend (einschlielllich der dazu
gehorenden Kostenordnungen). Die Entscheidung Uber den Benutzungsantrag obliegt
der betroffenen Behdrde.

Zu § 11 (Verkiirzung und Verlangerung der Schutzfristen)
§ 11 regelt, nach welchen MalRgaben das Bundesarchiv die Schutzfristen des § 10

verkurzen oder verlangern kann. Anders als nach bisheriger Rechtslage, wonach bei
entsprechenden Antragen eine Beteiligung der 6ffentlichen Stelle des Bundes, bei der
das Archivgut entstanden ist, vorgesehen war, kann das Bundesarchiv nunmehr allein
uber entsprechende Antrage entscheiden. Mit dieser Neuregelung wird eine deutliche
Beschleunigung des Entsperrungsverfahrens und somit die im Koalitionsvertrag vor-
gesehene Verbesserung der Nutzerfreundlichkeit erreicht. Dies gilt umso mehr, als
Forscher die Auswahl ihrer Themen nach der Erfahrung in der Praxis zunehmend
auch von der Zuganglichkeit einschlagiger Unterlagen abhangig machen. Mit Blick da-
rauf ist auch fast allen Archivgesetzen der Lander eine Beteiligung der abgebenden
Stellen bei Entsperrungsverfahren unbekannt.

Absatz 1
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§ 11 Absatz 1 entspricht zunachst § 5 Absatz 5 Satz 1 im bisherigen Gesetz. Neu ist
der zusatzlich in den Wortlaut aufgenommene Hinweis, dass die Mdglichkeit einer
Verklrzung der allgemeinen 30jahrigen Schutzfrist des § 10 Absatz 1 nicht gegeben
ist, wenn der sog. ,Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung® betroffen ist. Der exe-
kutive Kernbereich schutzt den Initiativ-, Beratungs- und Handlungsbereich und dabei
insbesondere die Willensbildung der Bundesregierung (siehe dazu auch das sog.
Flick-Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 67, 100).

Absatz 2
Satz 1
§ 11 Absatz 2 Satz 1 entspricht § 5 Absatz 5 Satz 2 im bisherigen Gesetz.

Sofern Zugang zu Archivgut begehrt wird, das sich auf lebende natirliche Personen
bezieht, kann dieser mit entsprechender Einwilligung der Betroffenen auf Grundlage
einer Schutzfristverkirzung nach § 11 Absatz 2 Satz 1 gewahrt werden (zur Erstre-
ckung der personenbezogenen Schutzfrist Betroffener auf deren Lebenszeit siehe die
Ausflihrungen zu § 10 Absatz 2 Satz 1).

Satz 2

§ 11 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 und 2 greift den Regelungsgehalt des § 5 Absatz 5
Satz 3 des friheren Rechts auf. Angemessene Malinahmen sind insbesondere die
anonyme und pseudonyme Verwendung von Archivgut oder die Unterzeichnung einer
Verpflichtungserklarung durch den jeweiligen Nutzer von Archivgut des Bundes.

Ein berechtigter Belang im Sinne von Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 kann auch in dem —
insbesondere von der Presse wahrgenommenen — Informationsanspruch der Offent-
lichkeit bestehen. MalRgeblich zu berilcksichtigende GroRe im Rahmen der Interes-
senabwagung zwischen dem Informationsanspruch der Offentlichkeit und dem allge-
meinen Personlichkeitsrecht der Betroffenen ist der Informationswert der Berichterstat-
tung (eine Orientierung bietet in diesem Zusammenhang die Rechtsprechung des
VI. Zivilsenats des Bundesgerichtshofes zur Frage der Veroffentlichung von Bildern
prominenter Personen, siehe dazu z.B. BGH, Urteil v. 26.10.2010 — VI ZR 190/08; Ur-
teil v. 26.10.2010 — VI ZR 230/08; Urteil v. 9.2.2010 — VI ZR 243/08; Urteil v.
28.10.2008 — VI ZR 307/07).

Absatz 3

§ 11 Absatz 3 entspricht inhaltlich § 5 Absatz 5 Satz 5 und 6 im bisher geltenden Bun-
desarchivgesetz, erweitert diese jedoch auch um eine Verkiirzungsoption. Uber die
Frage einer Verklrzung oder Verlangerung der in Bezug genommenen Schutzfristen
kann das Bundesarchiv selbstandig entscheiden (siehe dazu auch die einfihrenden
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Ausflhrungen zu § 11). Im Interesse der Informationszugangsfreiheit ist die Vorschrift
in Bezug auf die Verlangerung allerdings eng auszulegen.

Absatz 4

Die Entscheidung des Bundesarchivs uber eine Schutzfristverkirzung oder Verlange-
rung bedarf - wie bisher - grundsatzlich der Einwilligung der abgebenden Stelle. Die
Einwilligung ist gemafl § 11 Absatz 4 Satz 2 jedoch kinftig entbehrlich, soweit dies
durch eine vorherige allgemeine Vereinbarung mit der abgebenden Stelle festgelegt
worden ist. Die damit erreichte deutliche Reduzierung von Verwaltungsaufwand be-
deutet eine Verbesserung der Nutzerfreundlichkeit und ist wissenschaftsférderlich.

Zu § 12 (Einschrankungs- und Versagungsgrunde)

Absatz 1

§ 12 Absatz 1 entspricht weitgehend dem bisherigen § 5 Absatz 6. Der neu in den
Wortlaut aufgenommene Hinweis auf die Zugangsregelungen der §§ 9 bis 11 klart das

Verhaltnis dieser Regelungen zu § 12 in der Weise, dass das Bundesarchiv Uber eine
nach §§ 9 bis 11 an sich zulassige Nutzung von Archivgut des Bundes u. U. neu be-
finden muss, wenn einer der oder mehrere Ausschlussgrinde nach § 12 vorliegen.

Im Verhaltnis zum bisher geltenden Gesetz neu ist dabei, dass die Nutzung von Ar-
chivgut des Bundes bei Vorliegen der angeflihrten Griinde nicht immer zu versagen
ist, sondern auch (lediglich) eingeschrankt werden kann. Dadurch wird die Nutzung
von Archivgut des Bundes flexibel gestaltet. Sie darf nur in dem Umfang versagt wer-
den, in dem die Information schutzwurdig ist; es ist daher stets die Moglichkeit einer
eingeschrankten Nutzung zu prifen (vgl. den Wortlaut ,einzuschrénken oder zu ver-
sagen®). Insoweit ist auch das Gebot der Erforderlichkeit zu beachten. Eine Ein-
schrankung oder Versagung der Nutzung ist somit auch unter den Voraussetzungen
des § 12 nur dann gerechtfertigt, wenn eine Gefahrdung der geschutzten o&ffentlichen
und privaten Belange nicht durch andere Mallnahmen ausgeschlossen werden kann.
In Betracht kommen z.B. die Verhangung von Auflagen bei der Zulassung der Nutzung
von Archivgut (z.B. Anonymisierung von Personenangaben, Unterzeichnung einer
Verpflichtungserklarung) oder die nur begrenzte Nutzungsmdglichkeit (z.B. Vorlage
anonymisierter Unterlagen oder nur von Teilen des Archivguts oder Auskunft statt Ein-
sichtnahme).

Nummer 1 bis 3

§ 12 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 wurde in sprachlicher Hinsicht Gberarbeitet und der
Terminologie des Ubrigen Gesetzes angepasst (so beispielsweise im Hinblick auf die
im Gesetzentwurf einheitliche Verwendung des Begriffs ,Interessen®), tbernimmt in-
haltlich jedoch den bisherigen § 5 Absatz 6 Nummer 1, 2 und 5.
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In § 12 Absatz 1 Nummer 3 wird - ebenso wie in § 5 Absatz 1 Nummer 1 - auf eine
exemplarische Auflistung betreffender Rechtsvorschriften des Bundes Uber die Ge-
heimhaltung verzichtet. Wie im bisherigen Recht ist die Geheimhaltungspflicht nach §
203 Absatz 1 bis 3 StGB von der Regelung mit umfasst.

Nummer 4

Nach dem neu aufgenommenen § 12 Absatz 1 Nummer 4 ist die Nutzung von Archiv-
gut des Bundes auch dann einzuschranken und zu versagen, wenn es sich um Infor-
mationen handelt, deren Erhebung erkennbar auf einer Menschenrechtsverletzung
beruht. Die Formulierung dieser Regelung lehnt sich an die Bestimmung des § 32 Ab-
satz 1 Satz 3 StUG an. In der Sache entspricht die nunmehr ausdricklich im Gesetz-
entwurf formulierte Interessenabwagung (,Das Bundesarchiv hat die Nutzung (...) ein-
zuschrénken oder zu versagen (...)") schon jetzt der standigen Verwaltungspraxis des
Bundesarchivs hinsichtlich der Nutzung von Archivgut aus der Zeit des Nationalsozia-
lismus. Berucksichtigung findet dabei insbesondere, ob den persoénlichen Interessen
von Opfern auch nach Ablauf der personenbezogenen Schutzfrist aus der Nutzung
Schaden erwachsen konnte.

Absatz 2

Nummer 1 und 2

§ 12 Absatz 2 Nummer 1 und 2 greift § 5 Absatz 6 Nummer 3 und 4 des bisherigen
Bundesarchivgesetzes auf. Im Gegensatz zu Absatz 1 ist eine Einschrankung oder
Versagung der Nutzung nach Absatz 2 in das Ermessen des Bundesarchivs gestellt.

Absatz 3

§ 12 Absatz 3 wurde im Verhaltnis zu § 5 Absatz 7 Satz 1 des bisherigen Bundesar-
chivgesetzes in zweierlei Hinsicht geandert: Im Verhaltnis zum bisherigen Wortlaut
wurde zum einen das Wort ,Belange” auch hier durch ,Interessen® ersetzt. Zum ande-
ren nimmt § 12 Absatz 3 - anders als § 5 Absatz 7 des bisherigen Bundesarchivgeset-
zes - nunmehr auch Bezug auf die (erloschenen) Geheimhaltungspflichten des § 203
Absatz 2 StGB und nicht mehr nur auf die entsprechenden Pflichten gemafl § 203 Ab-
satz 1 und 3 StGB. Damit wird § 12 Absatz 3 an die Vorgaben des Einschrankungs-
und Versagungsgrundes nach § 12 Absatz 1 Nummer 3 angeglichen, der die Geheim-
haltungspflichten des § 203 Absatz 1 bis 3 StGB seit jeher einbezieht. Die Schutzbe-
dirftigkeit von Akten, die einer Geheimhaltungspflicht nach § 203 Absatz 2 unterlegen
haben, kann ebenso wie in den Fallen von § 203 Absatz 1 und 3 StGB auch dann
noch fortbestehen, wenn die Geheimnistrager selbst verstorben sind.

Zu § 13 (Rechte der Betroffenen)
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§ 13 wurde im Vergleich zu § 4 des bisherigen Bundesarchivgesetzes den nachste-
hend erlauterten, praxisrelevanten Neuerungen unterzogen.

Absatz 1

Satz 1

Die in § 13 Absatz 1 Satz 1 geregelten Voraussetzungen des Auskunftsrechts von Be-
troffenen gehen Uber die friihere Regelung des § 4 Absatz 2 Satz 1 hinaus. Neu ist,
dass das Archivgut nicht nur durch den Namen der oder des Betroffenen erschlossen
sein muss, sondern eine Auskunftserteilung auch dann mdglich ist, wenn Angaben
gemacht werden, die das anderweitige Auffinden des Archivguts oder der Angaben mit
einem vertretbaren Aufwand ermoglichen. Eine vergleichbare Vorschrift findet sich in
§ 13 Absatz 7 StUG. Diese erweiterten Tatbestandsvoraussetzungen dienen einer-
seits dem umfassenden Interesse der oder des Betroffenen, indem sie samtliche
denkbaren Moglichkeiten ausschdpfen, um an die begehrte Auskunft zu gelangen. Sie
schutzen andererseits aber auch das Bundesarchiv vor einem zu hohen Verwaltungs-
aufwand, in dem sie der Gefahr vorbeugen, dass insbesondere durch pauschale oder
wiederholte Auskunftsersuchen ein Verwaltungsaufwand entsteht, der als nicht mehr
verhaltnismaRig angesehen werden kann. Ist das Archivgut durch den Namen des Be-
troffenen nur zum Teil erschlossen, ist das Auskunftsersuchen auf die erschlossenen
Informationen beschrankt (,soweit*). Fehlt es an der ErschlieBung des Archivguts
durch den Namen der oder des Betroffenen, kann diese durch eigene sachdienliche
Angaben dazu beizutragen, dass durch die Erfullung des Auskunftsbegehrens kein
unvertretbarer Aufwand entsteht.

Satz 2

§ 13 Absatz 1 Satz 2 erweitert den friheren § 4 Absatz 2 Satz 2. Die Antragsteller ha-
ben nunmehr die Mdglichkeit, die von ihnen gewlinschte Art des Zugangs frei zu wah-
len. Ein entsprechendes Verlangen stof3t erst bei Vorliegen eines wichtigen Grundes
an seine Grenzen, insbesondere in den Fallen, in denen die erbetene Art der Nutzung
einen unverhaltnismafigen Verwaltungsaufwand flr das Bundesarchiv erzeugt oder
der Erhaltungszustand von Archivgut des Bundes gefahrdet wirde. Ein wichtiger Hin-
derungsgrund fir die freie Wahl des Zugangs ist auch die Beeintrachtigung schutz-
wurdiger Belange anderer Betroffener, die in der gleichen Akte, Kartei oder Datei ge-
nannt werden.

Absatz 2

Anders als das Auskunftsersuchen oder die Einsichtnahme durch die Betroffenen
selbst, steht die Geltendmachung samtlicher der in § 13 Absatz 1 Satz 1 und 2 ge-
nannten Rechte nach dem Tod der Betroffenen durch Angehérige (im Sinne von § 1
Nummer 7) gemal § 13 Absatz 2 erster Halbsatz unter zweierlei Vorbehalt:
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Erstens mussen sie ein berechtigtes Interesse an der Auskunft bzw. Einsichtnahme
geltend machen und

zweitens die Betroffene durfen keine anders lautende Verfigung hinterlassen haben
bzw., ihr etwaiger entgegenstehender Wille darf sich nicht aus anderen Umstanden
ergeben. Die Regelung lehnt sich an § 15 Absatz 1 und 5 StUG an.

Ein berechtigtes Interesse der Angehdorigen ist insbesondere dann gegeben, wenn die
Einsichtnahme zur Schicksalsklarung der oder des verstorbenen Betroffenen oder zur
eigenen ldentitatsklarung erfolgt. Insbesondere in Bezug auf die letztgenannte Ein-
sichtsberechtigung ist es von Bedeutung, dass mit der in § 1 Nummer 7 abschliel3en-
den Aufzahlung der auskunftsberechtigten Angehoérigen bewusst keine Reihenfolge
festgelegt wird. Die Auskunftsberechtigten haben vielmehr nebeneinander gleichwerti-
ge Zugangsrechte.

Die Vorgabe, dass sich der entgegenstehende Wille der Betroffenen in den Fallen, in
denen sie keine anders lautende Verfigung hinterlassen haben, aus anderen Um-
standen eindeutig ergeben muss, ist im Sinne einer eng auszulegenden Ausnahmere-
gelung flr eine Ablehnung des Zugangs durch Angehdérige zu verstehen. Verzichtbar
ist die Bestimmung nicht, denn es sind ganz evidente Umstande denkbar, in denen die
Betroffenen zwar keine ausdruckliche Verfigung hinterlassen haben, mit ihren Ange-
horigen jedoch in einem so schlechten Verhaltnis standen, dass ein Nutzungsrecht
durch diese vor Ablauf der Schutzfristen unter keinen Umstanden ihrem Willen ent-
sprochen hatte. Dies muss sich aus den Gesamtumstanden eindeutig ergeben.

Die Einschrankungen zulasten der Angehdrigen von Betroffenen tragen auch im hiesi-
gen Zusammenhang dem Recht der oder des Betroffenen auf postmortalen Person-
lichkeitsschutz Rechnung, das sich aus Artikel 1 Absatz 1 GG ergibt. Dieses originar
der oder dem Betroffenen selbst zukommende Recht kann nur unter der Pramisse
seine volle Wirkung entfalten, dass nach ihrem oder seinem Tod auch ein Auskunfts-
und Einsichtsrecht von Angehorigen eingeschrankt gewahrt werden kann. Auch in die-
sem Zusammenhang ist von Relevanz, dass u. U. sensible Informationen Gber Be-
troffene offenbart werden kénnen, die auch postmortal sozialbezogene Wirkungen im
Kreis der Angehorigen entfalten kénnen.

Absatz 3

§ 13 Absatz 3 setzt dem Anspruch der oder des Betroffenen auf Zugang zu Archivgut
zwingende Grenzen. Mit der eingeschrankten Nutzungsmaoglichkeit (bei nur partieller
Ablehnung des Nutzungsantrags) bleibt eine Nutzung dennoch mdglich. Die Regelung
entspricht der Transparenz und VerhaltnismaRigkeit. Die Nutzung ist ohne Offenba-
rung der geheimhaltungsbedurftigen Informationen auch dann moglich, wenn diese
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Informationen ohne Ubermaliigen Verwaltungsaufwand abgetrennt, durch eine ge-
schwarzte Kopie oder auf andere Weise zuganglich gemacht werden kénnen. Auch
kann die Einsicht in die betreffenden Unterlagen ausgeschlossen sein, wahrend die
Erteilung einer Auskunft mdglich bleibt.

Absatz 4
§ 13 Absatz 4 entspricht inhaltlich weitgehend der Regelung des § 4 Absatz 3 Satz 1
bis 3 im bisherigen Bundesarchivgesetz.

Im Unterschied zum bisherigen Gesetz — dort § 4 Absatz 3 Satz 4 — weist § 13 Absatz
5 Satz 3 das Gegendarstellungsrecht nach dem Tod von Betroffenen nicht deren Er-
ben oder Erbinnen, sondern deren Angehorigen zu. Damit wird der Kritik Rechnung
getragen, dass es sich im hiesigen Zusammenhang — ebenso wie bei der Frage der
Nutzung von Archivgut mit personenbezogenen Daten der Verstorbenen — nicht um
eine vermogensrechtliche Frage handelt. Insofern wird auch hier darauf verwiesen,
dass eine Wahrnehmung von fortwirkenden Persoénlichkeitsrechten anerkanntermalen
nur durch nahe Familienangehdrige in Betracht kommt (BGHZ 50, 133, 140; 117, 384,
390).

Auf die Normierung einer verbindlichen Abfolge dariber, welchen Angehoérigen das
Gegendarstellungsrecht zusteht, wird bewusst verzichtet. Wer als Angehorige oder
Angehdriger der oder des Betroffenen der Auffassung ist, eine Gegendarstellung ver-
fassen zu kénnen oder zu mussen, ist dazu berechtigt. Bei mehreren Angehdrigen
muss im hiesigen Kontext nicht erst eine Einigung oder eine Mehrheitsentscheidung
herbeigeflhrt werden. Im Gegenteil: In Fragen der Gegendarstellung kbnnen mehrere
verschiedene Darstellungen von mehreren Angehérigen fir die Forschung sogar be-
sonders aufschlussreich sein.

Zu § 14 (Nutzung durch die abgebenden Stellen)

Absatz 1

§ 14 Absatz 1 sichert die Kontinuitat der Verwaltung und soll im Interesse dauerhafter
Aufbewahrung und allgemeiner Nutzbarkeit des Archivguts dazu beitragen, dass nicht
mehr bendtigte Unterlagen regelmallig und rechtzeitig dem Bundesarchiv angeboten
werden. Rechtlich handelt es sich um einen Vorgang der Amtshilfe; nach Umwidmung
der Unterlagen zu Archiv- und damit Kulturgut des Bundes unterliegen sie nicht mehr
der Verfugungsbefugnis der abgebenden Stellen, sondern stellen ein aliud dar. Es ist
konservatorisch zu sichern und steht der Allgemeinheit offen. Voraussetzung fir den
Zugang nach § 14 Absatz 1 ist lediglich, dass die Nutzung zur Aufgabenerfillung er-
forderlich ist. Ansonsten sind die abgebenden Stellen nicht an Schutzvorschriften und
sonstige Zugangsbeschrankungen gebunden. § 14 ermdglicht somit einen sachge-
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rechten Interessenausgleich. Diese Einschrankung dient der Beachtung des verfas-
sungsrechtlichen Schutzes von personenbezogenen Daten gegen Zweckentfremdung,
und es wird dem Umstand Rechnung getragen, dass es sich rechtlich um einen Vor-
gang der Amtshilfe handelt. Die abgebende Stelle ist im Rahmen ihres Nutzungsrechts
nach § 14 weder berechtigt, an den bereits zu Archivgut umgewidmeten und daher der
ausschlieBlichen Verfligungsgewalt des Bundesarchivs unterliegenden Unterlagen
nachtragliche Anderungen vorzunehmen, noch, diese im Falle der Einsichtnahme wie-
der in ihre Aufzeichnungen einzugliedern. Da eine Aushandigung des Archivguts im
Original ohnehin zur Folge haben kann, dass es der Nutzung durch Gbrige Nutzerin-
nen und Nutzer zu lange entzogen ist und konservatorisch in Gefahr gerat, ist es dem
Bundesarchiv nach § 2 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit den Regelungen der Bun-
desarchivnutzungsverordnung gestattet, auf die Ausleihe von Originalen zu verzichten
und die betreffenden Stelle stattdessen auf eine Einsichthahme vor Ort im Bundesar-
chiv zu verweisen. Ausnahmen hiervon sind nur in engem Umfang gestattet. Daher
muss die Nutzung von Archivgut grundsatzlich im Bundesarchiv erfolgen, das Uber die
notwendigen Erhaltungsbedingungen verfligt Naturgemal} kann den abgebenden Stel-
len auf Grundlage des § 14 nur die Nutzung von solchen Unterlagen ermdglicht wer-
den, deren bleibender Wert festgestellt, und die infolge dessen zu Archivgut umge-
widmet, also nicht kassiert worden sind. Der Zugang der abgebenden Stellen zu elekt-
ronischem Archivgut im Bundesarchiv wird durch die Moglichkeit des ,lesenden Zu-
griffs“ gewahrleistet.

Die Erweiterung des Nutzungsrechts auch auf etwaige Rechts- und Funktionsnachfol-
gerinnen der abgebenden Stellen bertcksichtigt den praxisrelevanten Fall, dass sich
z.B. Zustandigkeiten unter einzelnen Ressorts verschieben: So kann es vorkommen,
dass ein bestimmtes Ressort urspringlich fir einen bestimmten Aufgabenbereich zu-
standig war und in dieser Funktion Unterlagen an das Bundesarchiv abgegeben hat,
dieser Aufgabenbereich spater jedoch von einem anderen Ressort ibernommen wur-
de. Das jetzt zustandige Ressort muss im Rahmen seiner neuen Zustandigkeit auch
die Nutzung von den abgegebenen Unterlagen des zuvor zustandigen Ressorts haben
kénnen, wenn es die Unterlagen fur seine Aufgabenerfullung benétigt. Die Nutzung
darf nicht verwehrt sein, weil ein anderes Ressort friiher einmal zustandig und deshalb
abgebende Stelle war.

Gleiches gilt fir den Fall, dass die Rechtsform der abgebenden Stelle geandert wird.
Als Beispiel sei die Privatisierung der Deutschen Bundespost genannt. Die mit der
(materiellen und funktionalen) Privatisierung dieser Einrichtung erfolgte Umwandlung
in die Unternehmen Deutsche Post AG, Deutsche Telekom AG und Deutsche Post-
bank AG hindert diese Stellen nicht daran, im Rahmen ihrer Aufgabenerfullung auf
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Unterlagen ihrer Rechts- und Funktionsvorgangerin Deutsche Bundespost zuruckzu-
greifen, die als Archivgut beim Bundesarchiv dauerhaft verwahrt werden, .

Absatz 2

§ 14 Absatz 2 schlieRt aus, dass die abgebende Stelle Uber das Bundesarchiv einen
unzulassigen Zugriff auf die Unterlagen erhalt. Denn diese stiinden der abgebenden
Stelle ohne die Archivierung im Bundesarchiv nicht mehr zur Verfigung.

§ 15 (Ubermittlung von Vervielfiltigungen von Archivgut in besonderen Fillen)
Satz 1 und 2

Das bisherige Bundesarchivgesetz enthielt keine Regelung, Vervielfaltigungen ganzer
Archivgutbestande an andere Archive, Museen oder Forschungsstellen abzugeben.

Der Bedarf an einem entsprechenden Ubermittlungstatbestand besteht, um die wis-
senschaftliche Forschung anderer Einrichtungen zu unterstitzen bzw. Uberhaupt zu
ermdglichen. In der Praxis erfolgt dies insbesondere durch die Bereitstellung von Re-
produktionen zur NS-Geschichte fur Einrichtungen, die der Erforschung des Holocaust
in besonderer Weise verpflichtet sind (z.B. die Gedenkstatte Yad Vashem in Israel o-
der das United States Holocaust Memorial Museum (USHMM) in Washington). Sofern
es sich bei diesem Archivgut um durch Schutzfrist geschitztes, personenbezogenes
Archivgut handelt, ist zu gewahrleisten, dass bei einer Benutzung in diesen Einrich-
tungen durch Dritte die §§ 10 bis 13 beachtet werden. Mit der zusatzlichen MalRRgabe,
dass andere Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen duirfen, soll insbesondere eine
Verletzung mdglicher entgegenstehender Urheberrechte vermieden werden.

Zu § 16 (Pflichtregistrierung von Kinofilmen)

Die Regelung entspricht weitgehend § 7a Absatz 1, 2 und 5 des bisherigen Gesetzes.
Die bisherige Regelung des § 7a Absatz 1 Satz 3 wurde aus Griinden geringer Praxis-
relevanz, die sich seit Inkrafttreten der Regelung offenbart hat, gestrichen. Die bisher

in § 7a Absatz 3 geregelte Definition des (deutschen) Kinofilms wurde inhaltlich unver-
andert in die Begriffsbestimmungen des § 1 Gbernommen (siehe dort Nummer 8 und
9). § 16 Absatz 3 wurde im Verhaltnis zum bisherigen § 7a Absatz 5 lediglich sprach-
lich neu gefasst.

Zu § 17 (BuRgeldvorschriften)
Die Regelung entspricht § 7b des bisherigen Gesetzes.

Zu § 18 (Verordnungsermachtiqung)
§ 18 erweitert die bisherigen Verordnungsermachtigungen.

Absatz 1
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§ 18 Absatz 1 entspricht im Wesentlichen § 6 Satz 1 Nummer 1 im bislang geltenden
Bundesarchivgesetz. Neu ist die erweiterte Ermachtigung, die sich auf das bislang
nicht ausdrucklich erwahnte Bibliotheksgut der Stiftung Archiv der Parteien und Mas-
senorganisationen der DDR bezieht. Das fir Kultur und Medien zustandige Mitglied
der Bundesregierung ist verpflichtet, von der in § 18 Absatz 1 vorgesehenen Verord-
nungsermachtigung Gebrauch zu machen.

Absatz 2

Im Gegensatz zu Absatz 1 ist es in das Ermessen des flr Kultur und Medien zustandi-
gen Mitglieds der Bundesregierung gestellt, von der in § 18 Absatz 2 vorgesehenen
Verordnungsermachtigung Gebrauch zu machen. Geregelt werden kdénnen bei ent-
sprechendem Bedarf Einzelheiten zu Verfahren und Form der Pflichtregistrierung von
Kinofilmen (beispielsweise ein Schriftformerfordernis fur die Mitteilungspflicht nach
§ 15 Absatz 2 Satz 2).

Zu Artikel 2

Fir den Zugang zu den im Politischen Archiv des Auswartigen Amts gemafl} § 10 des
Gesetzes Uber den Auswartigen Dienst (GAD) verwahrten Unterlagen hat das Auswar-
tige Amt eine eigene Benutzungsordnung erlassen, in der hinsichtlich der Nutzung der
in diesem Archiv verwahrten Unterlagen auf das Bundesarchivgesetz verwiesen wird.
Diese Benutzungsregelung ist als niederrangiges Recht seit Inkrafttreten des IFG am
1. Januar 2006 obsolet geworden. Daher wird § 10 GAD nunmehr um eine Regelung
erganzt, der zufolge die Zugangsvorschriften des Bundesarchivgesetzes im Politi-
schen Archiv entsprechende Anwendung finden sollen.

Zu Artikel 3

Die in Artikel 4 Absatz 38 des Gesetzes zur Strukturreform des Geblhrenrechts des
Bundes vorgesehene Anderung des bisherigen Bundesarchivgesetzes wird in § 18
des neuen Bundesarchivgesetzes bereits nachvollzogen und wird mit dessen Inkraft-
treten obsolet. Artikel 4 Absatz 38 des Gesetzes zur Strukturreform des Gebuhren-
rechts des Bundes ist somit aufzuheben.

Hintergrund: Artikel 3 des Gesetzes zur Strukturreform des Gebuhrenrechts des Bun-
des regelt notwendige Anpassungen an das Bundesgebuhrengesetz im Zustandig-
keitsbereich des Bundesministeriums des Innern, Artikel 4 regelt u. a. notwendige An-
passungen an das Bundesgebuhrengesetz im Zustandigkeitsbereich der Ubrigen Bun-
desministerien. In der Sache regelt Artikel 4 Absatz 38 eine nach dem Inkrafttreten
des Bundesgebihrengesetzes (Artikel 1 des Gesetzes zur Strukturreform des Geblh-
renrechts des Bundes) und nach Ablauf einer den Bundesministerien zugestandenen
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Ubergangszeit von funf Jahren gesetzlich angeordnete Aufhebung der fachgesetzli-
chen Verordnungsermachtigung zum Erlass der Bundesarchiv-Kostenverordnung.

Zu Artikel 4

In Artikel 4 werden die durch die Novellierung des Bundesarchivgesetzes in anderen
Bundesgesetzen notwendig werdenden Folgeanderungen aufgelistet. Die jeweiligen
Verweisungen wurden der Zahlung des novellierten Bundesarchivgesetzes entspre-
chend angepasst.

Zu Artikel 5
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes und das Aulerkrafttreten des
noch geltenden Gesetzes.

38



	Referentenentwurf Begründung
	Allgemeiner Teil 
	Ausgangslage und Zielsetzung/ Sinn und Zweck der Novellierung 
	Gesetzgebungskompetenz 
	Erfüllungsaufwand 

	Zu den einzelnen Vorschriften 
	Zu Artikel 1 
	Zu § 2 (Organisation und Aufgaben des Bundesarchivs) 
	Zu § 3 (Stiftung der Parteien und Massenorganisationen der DDR) 
	Zu § 4 (Anbietung und Abgabe von Unterlagen) 
	Zu § 5 (Anbietung und Abgabe von Unterlagen, die einer Geheimhaltungs-, Vernichtungs- oder Löschungspflicht unterliegen) 
	Zu § 6 (Anbietung und Abgabe von Unterlagen an Landes- oder Kommunalarchive) 
	Zu § 7 (Zwischenarchiv) 
	Zu § 8 (Veräußerungsverbot) 
	Zu § 9 (Nutzung von Archivgut des Bundes)  
	§ 10 (Schutzfristen) 
	Zu § 11 (Verkürzung und Verlängerung der Schutzfristen) 
	Zu § 12 (Einschränkungs- und Versagungsgründe) 
	Zu § 13 (Rechte der Betroffenen) 
	Zu § 14 (Nutzung durch die abgebenden Stellen) 
	§ 15 (Übermittlung von Vervielfältigungen von Archivgut in besonderen Fällen) 
	Zu § 16 (Pflichtregistrierung von Kinofilmen) 
	Zu § 17 (Bußgeldvorschriften) 
	Zu § 18 (Verordnungsermächtigung)  
	Zu Artikel 2 
	Zu Artikel 3 
	Zu Artikel 4 
	Zu Artikel 5 



